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Einleitung: Mit Diktaturen umgehenEinleitung: Mit Diktaturen umgehen

Der Umgang mit undemokratischen Staaten ist eine schwierige He-

rausforderung. Das zeigte sich etwa 2022 bei der Fußballweltmeister-

schaft in Katar. Viele deutsche Fans kündigten einen Boykott der WM 

an, aber dennoch sahen rund siebzehn Millionen Deutsche die Spiele 

ihrer Elf im Fernsehen. Dass die deutsche Nationalmannschaft sich 

vor ihrem Auftaktspiel symbolisch den Mund zuhielt, verspotteten 

die einen als zu halbherzig, die anderen als Moralismus. Ähnlich kon-

trovers war die vorherige Katarreise von Wirtschaftsminister Robert 

Habeck, der dort um Gaslieferungen warb, um unabhängiger von 

Russland zu werden. Denn im Umgang mit Diktaturen treffen unter-

schiedliche politische, ökonomische und moralische Ziele aufeinan-

der. Regierungen müssen ausloten, ob sie Diktaturen mit Handschlä-

gen und Handel oder mit Sanktionen begegnen. Und im Alltag 

müssen wir entscheiden, ob wir Waren aus Diktaturen kaufen, Ur-

laube dort verbringen oder Verfolgten helfen.

Die engen Beziehungen zu Autokratien wie China, Russland 

oder Saudi-Arabien, die heute viel diskutiert werden, sind nicht erst 

durch die gegenwärtige Globalisierung oder die Männerkumpaneien 

von Politikern wie Gerhard Schröder entstanden. Schon seit Grün-

dung der Bundesrepublik trugen viele Akteure dazu bei, eine lang-

fristige Zusammenarbeit mit Diktaturen aufzubauen. Dieses Buch 

zeigt, wie Kooperationen mit Diktaturen seit der Ära Adenauer auf-

kamen und wie sie sich im Laufe der Zeit veränderten. Interne 

 Akten der Bundesregierung verdeutlichen, wie viele Politiker, Dip-

lomaten und Unternehmen die Zusammenarbeit mit Autokratien 

unterstützten, um «deutsche Interessen» zu fördern. Das stärkte zu-
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10 gleich den öffentlichen Protest gegen einige Autokratien, der den 

Umgang mit ihnen veränderte und neue Werte aufbrachte. Koopera-

tion und Kritik hingen oft eng zusammen. Welche Staaten daraufhin 

sanktioniert wurden, änderte sich, und die Reaktionen blieben oft 

vielstimmig.

Eine andere Geschichte der Bundesrepublik

Eine andere Geschichte der Bundesrepublik

Der Blick auf den Umgang mit Diktaturen eröffnet eine andere 

Perspektive auf die Geschichte der bundesdeutschen Demokratie. 

Bislang wurde vor allem die erfolgreiche innere Demokratisierung 

der Bundesrepublik betrachtet, die anfangs mit der Westbindung 

und dann mit der Ostpolitik einherging.
1
 Oft thematisiert wurde 

zudem der sich wandelnde Umgang mit der nationalsozialistischen 

Diktatur und der DDR. Weniger Beachtung fand, dass die bundes-

deutsche Demokratisierung rasch mit einem intensiven politischen 

und ökonomischen Austausch mit zahlreichen Diktaturen in allen 

Weltteilen einherging. Das galt für die südeuropäischen Diktaturen 

in Spanien, Portugal und Griechenland ebenso wie für viele Militär-

diktaturen in Südamerika.
2
 Bereits bei der Fußball-WM in Argen-

tinien 1978 musste sich die deutsche Nationalmannschaft zur dorti-

gen Diktatur positionieren, die zehntausende Gegner töten ließ. Im 

Ringen um Einfluss umwarb die Bundesrepublik afrikanische Auto-

kratien, und der wachsende Ölhandel verfestigte die Beziehungen 

mit den Regimen im Nahen und Mittleren Osten. Ihre «Petrodol-

lars» machten viel kritisierte Diktaturen wie die in Libyen oder Iran 

zu attraktiven Geschäftspartnern. Mit der Ostpolitik der 1970er 

Jahre intensivierte sich der Austausch mit den staatssozialistischen 

Ländern. Kurz darauf umwarben die Deutschen die Volksrepublik 

China. Meist war die Bundesrepublik rasch einer der größten Han-

delspartner dieser Diktaturen und genoss bei ihnen politisch, öko-

nomisch und kulturell ein hohes Ansehen.
3

Der deutsche Austausch mit Diktaturen nahm schon deshalb zu, 
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11weil sich fast überall in Afrika, Asien und Lateinamerika Autokratien 

verfestigten. In den 1970er Jahren galt nur noch rund ein Viertel aller 

Staaten weltweit als Demokratie.
4
 Genau in dieser Zeit nahmen so-

wohl die globalen Verflechtungen als auch das Eintreten für Men-

schenrechte stark zu. Seit den 1960er Jahren kam es in der Bundes-

republik vermehrt zu Protesten gegen die Kooperation mit Diktaturen. 

Gewerkschaften, die Neuen Linken und Migranten aus den betroffe-

nen Staaten wandten sich in Deutschland gegen «befreundete» Auto-

kratien, ebenso Journalisten, neue NGOs wie Amnesty International 

sowie Oppositionsparteien wie später besonders die Grünen. Wie 

dieses Buch zeigt, führten die Proteste mitunter zur Einstellung von 

Staatsbesuchen, zur Aufnahme von Verfolgten, mitunter sogar zu 

Sanktionen, denn die immer engeren politischen und ökonomischen 

Verflechtungen erleichterten Interventionen.
5
 Die Proteste trugen 

dazu bei, die in Deutschland gängigen Vorstellungen von Politik und 

Moral zu verändern und die Werte in der Außenpolitik zu verschie-

ben. Wertebasiert war allerdings bereits die frühe Politik in der Ära 

Adenauer, die sozialistische Staaten sanktionierte und antikommu-

nistische Autokratien tolerierte oder gar akzeptierte.

Wie Demokratien mit Diktaturen umgehen, ist kein spezifisch 

deutsches Thema. Auch andere Demokratien standen vor der Frage, 

welches Gewicht sie ökonomischen, strategischen und moralischen 

Zielen beimessen sollen. Diktaturen fordern viele Demokratien 

durch ihre nationalistische Machtpolitik heraus, die dazu führt, dass 

sie Absprachen und in der UN fixierte Rechte brechen. Ihre zentra-

listische Lenkung, Zensur und Korruption sind eine Herausforde-

rung für den wirtschaftlichen und kulturellen Austausch. Sie greifen 

zudem direkt in Demokratien ein, indem sie Oppositionelle im Aus-

land bedrohen und damit Reaktionen erzwingen.

Obwohl alle Demokratien vor diesen Herausforderungen stehen, 

war der bundesdeutsche Umgang mit Diktaturen von Beginn an 

durch einige Besonderheiten geprägt. Eine erste ist die nationalsozia-

listische Vergangenheit. Viele Deutsche sahen sich seit den 1950er 

Jahren erneut mit Regimen konfrontiert, die Oppositionelle verfolg-

ten und die Meinungsfreiheit unterdrückten. Die Erfahrung des 

 Nationalsozialismus führte dabei zu unterschiedlichen Reaktionen 
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12 auf Diktaturen: Sie konnte das antikommunistische Verständnis für 

autoritäre Ordnungen fördern, ebenso aber auch den Einsatz für 

Menschenrechte oder eine scheinbar unpolitische Neutralität. Noch 

1977 argumentierte etwa das Auswärtige Amt: «Nicht zuletzt wegen 

unserer eigenen Geschichte sollten wir uns etwas zurückhalten, wenn 

es darum geht, Menschenrechtsverletzungen in anderen Staaten an-

zuprangern.»
6
 Mit Verweis auf ihre Vergangenheit hielt sich die Bun-

desrepublik machtpolitisch und militärisch eher zurück. Stattdessen 

suchte sie vor allem ökonomisch und kulturell nach Anerkennung, 

Vertrauen und Einfluss. Die Bundesrepublik galt zwar selbst als ein 

Paradebeispiel dafür, dass aus einer Diktatur eine erfolgreiche Demo-

kratie entstehen konnte, aber aufgrund ihrer Vergangenheit stand sie 

unter besonderer internationaler Beobachtung und war darum fort-

laufend um ihr Ansehen im Ausland besorgt.
7
 Engere Kooperationen 

mit geächteten Diktaturen waren für die Deutschen riskanter als für 

andere Länder. Angesichts der NS-Vergangenheit hatte etwa die 

deutsche Zusammenarbeit mit Franco-Spanien, Griechenlands Mili-

tärdiktatur oder mit israelfeindlichen Staaten wie Libyen einen be-

sonderen Beigeschmack.

Zweitens sorgte die starke Exportorientierung der Bundesrepub-

lik dafür, dass der deutsche Austausch mit nicht-demokratischen Staa-

ten besonders intensiv war. Die Bundesrepublik liberalisierte gezielt 

ihren Außenhandel, und ihr Aufstieg zum «Exportweltmeister» ging 

mit vielfältigen engen Verbindungen zu Autokratien einher. Vom 

Umfang her war der bundesdeutsche Handel mit den westlichen De-

mokratien zwar größer, aber insgesamt profitierten die Deutschen 

von ihren weltweiten Geschäften. Vor allem für Diktaturen war diese 

Kooperation zentral, da die Bundesrepublik seit den 1960er Jahren 

zumeist zu ihren größten Handelspartnern zählte. Die Bundesregie-

rung unterstützte dies mit ihrer Handelsförderung. Die Frage, wie 

sich diese Handelspolitik zu den Ansprüchen an Demokratie und 

Menschenrechte verhielt, stellte sich vor allem für Güter wie Waffen 

und Atomkraftwerke, deren Export in Diktaturen als besonders heikel 

galt.

Eine dritte prägende Besonderheit war die deutsche Teilung. Die 

bundesdeutsche Abgrenzung zur DDR prägte auch den Umgang 
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13mit anderen Diktaturen. Dass die Bonner Regierung bis Anfang der 

1970er Jahre eine alleinige Anerkennung verlangte, erleichterte vie-

len Diktaturen eine privilegierte Partnerschaft mit der Bundesrepu-

blik. Der «Global Cold War» wertete selbst wirtschaftsschwache 

 Autokratien wie Zaire oder Äthiopien auf, die taktisch um Förde-

rung warben und drohten, sonst mit der DDR zu kooperieren.
8
 

Beide deutsche Teilstaaten konkurrierten zunehmend im Süden um 

Ansehen und Kontakte, und auch die DDR betonte, für Menschen-

rechte einzutreten.
9

Die Geschichte der Bundesrepublik wurde zumeist als eine er-

folgreiche Demokratisierung im Rahmen der Westbindung darge-

stellt.
10

 Das «westliche Lager» umfasste jedoch auch antikommunisti-

sche Diktaturen – in Europa etwa Portugal, Spanien und Griechenland, 

außerhalb Europas Staaten wie Iran, Südkorea, oder Brasilien. Durch 

die Blockbildung konnten sich solche Staaten dem «freien Westen» 

zuordnen.
11

 Die damalige Einteilung der Welt in Ost und West, Nord 

und Süd sowie in kommunistisch oder antikommunistisch über-

deckte vieles. Die Nord-Süd-Einteilung problematisierte die globale 

Verteilung von Macht und Reichtum, nicht aber Machtkonzenration 

und Unfreiheit in einzelnen Staaten. Eine Einteilung der Welt in de-

mokratische und autokratische Staaten etablierte sich dagegen im 

Kalten Krieg kaum. Dieses Buch erweitert somit die oft thematisierte 

bundesdeutsche Westbindung und Ostpolitik um einen Blick nach 

Süden, wobei die Himmelseinteilungen als wirkungsmächtige Kons-

trukte der Zeit aufzufassen sind.
12

 Im zeitgenössischen Sinne spreche 

auch ich mitunter von «Westen», «Osten» und «Süden».

Die deutsche Demokratiegeschichte wurde bislang vor allem im 

Kontext der Ost-West-Teilung betrachtet. Die Normen der Demo-

kratie entwickelten sich jedoch auch durch den Umgang mit Dikta-

turen jenseits der DDR. Begegnungen mit Autokratien – bei Staats-

besuchen, zivilgesellschaftlichen Kontakten oder beim Handel – ver-

langten eine gewisse Positionierung und Anpassung. Wie dieses Buch 

zeigt, beeinflusste der Umgang mit Diktaturen die demokratischen 

Normen und Praktiken der Bundesrepublik. Die Kritik an Diktatu-

ren förderte die innere Demokratisierung Westdeutschlands. Selbst 

Sanktionen gegen Diktaturen waren auch Signale nach innen und 
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13

 Sie waren zudem 

Botschaften an das westliche Ausland, das das deutsche Verhalten ge-

nau beobachtete. So warnte 1967 ein Abteilungsleiter des Auswärti-

gen Amtes beim Umgang mit Griechenlands Diktatur, die «Haltung 

der Bundes regierung könnte als Gradmesser für demokratische Ge-

sinnung gesehen werden».
14

Der Blick auf den bundesdeutschen Umgang mit Diktaturen er-

weitert so die Sicht auf die Nachgeschichte des Nationalsozialismus. 

Viele Studien haben bereits die hohe Personalkontinuität nach 1949 

herausgestellt, etwa in Ministerien, in der Justiz oder im Journalis-

mus.
15

 Am deutschen Umgang mit den weltweiten Diktaturen zeigt 

sich, welche Folgen das Erbe des Nationalsozialismus hatte. Sich an 

die heimische Demokratie anzupassen, gelang den meisten Eliten. 

Ihr Auftreten im autokratischen Ausland war hingegen eine Art Lack-

mustest, inwieweit diese Werte verinnerlicht worden waren. Wie 

handelten etwa altgediente Diplomaten, die nun in Teheran, Santiago 

de Chile oder Seoul erneut in Diktaturen agierten? Die jeweilige 

zeitgenössische Auseinandersetzung mit den NS-Verbrechen beein-

flusste ihren Umgang mit Diktaturen und neuen Genoziden.
16

Zugänge

Zugänge

Dieses Buch beschreibt den Wandel des bundesdeutschen Umgangs 

mit Diktaturen, aber nicht die Geschichte der Diktaturen selbst. Es 

blickt auf unterschiedliche Akteurinnen und Akteure, die autokra-

tische Staaten unterstützten, bekämpften oder pragmatisch Kontakte 

pflegten. Im Vordergrund steht dabei das «dealing with dictatorships», 

also Handlungen im Umgang mit diesen Staaten. Der leicht pejo-

rative Begriff «Deal» im Titel betont diese aktive Form der Koope-

ration, wobei sich das Buch nicht auf einzelne Absprachen und Ver-

träge verengt, sondern Interaktionen im weiteren Sinne untersucht. 

Selbst Menschenrechtsorganisationen mussten mit Diktaturen inter-

agieren, um Gefangenen dort zu helfen.
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15Im Zentrum stehen einerseits Politiker, Ministerialbeamte und 

Diplomaten, sei es bei Staatsbesuchen und vertraulichen Gesprächen, 

bei der Handelsförderung oder dem Einsatz für Menschenrechte. 

Andererseits blickt das Buch auf gesellschaftliche Gruppen, die sich 

mit Diktaturen auseinandergesetzt haben, wie Journalisten, Men-

schenrechtsaktivisten, Gewerkschaften, die Neue Linke oder Unter-

nehmer. Auch Migrantinnen und Migranten werden dabei als Teil 

der deutschen Demokratiegeschichte berücksichtigt.
17

 Der Blick auf 

das Zusammenspiel der unterschiedlichen Akteure verspricht Ant-

worten auf die Frage, wann und wie sich der Umgang mit Dikta-

turen wandelte. Das Buch ist damit eine Geschichte internationaler 

Politik, die Interventionen aus der Zivilgesellschaft und Öffentlich-

keit miteinbezieht.
18

Eine Geschichte des bundesdeutschen Umganges mit den Dikta-

turen der Welt liegt bislang nicht vor. Dennoch knüpft dieses Buch an 

vielfältige Forschungen an. Das gilt zunächst für Studien über bilate-

rale außenpolitische Beziehungen zu nicht-demokratischen Staaten. 

Besonders gut untersucht sind, neben der deutschen Ostpolitik, etwa 

die Beziehungen zu Spanien in den 1950er Jahren, zu Indonesien, 

Argentinien und zum Iran in den 1970er Jahren.
19

 Sie zeigten bereits 

das autoritäre Erbe des Nationalsozialismus und die exportgetriebene 

Suche nach Kooperation. Dieses Buch ergänzt diese Arbeiten um 

neue archivgestützte Schwerpunkte und bietet einen erweiterten po-

litischen Zugang. Nur mit Seitenblicken thematisiert es dagegen den 

bereits gut untersuchten Protest gegen Staaten wie Südafrika und Ni-

caragua.
20

 Ein wichtiger Bezugspunkt sind zudem Forschungen zur 

Geschichte der Menschenrechte. Sie fokussierten vor allem die 1970er 

Jahre als die Phase, in der Menschenrechte an Bedeutung gewan-

nen.
21

 Ob, wann und inwieweit Menschenrechte in der bundesdeut-

schen Außenpolitik eine Bedeutung entfalteten, ist bislang jedoch 

kaum systematisch erforscht.
22

 Mein Buch fragt offen nach den 

Grenzen des Menschenrechtsdiskurses und blickt auch auf Akteure, 

die nur selektiv Verfolgten halfen.

Wie Menschen aus Demokratien mit einer Diktatur umgehen, 

wurde bisher vor allem für den Nationalsozialismus und die Sowjet-

union untersucht. Zahlreiche Bücher beschreiben die ökonomische 
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16 Zusammenarbeit mit dem «Dritten Reich» oder die Kooperation 

von Journalisten, um Nachrichten von der NS-Elite zu erhalten.
23

 

Vor allem um Chamberlains Appeasement-Politik 1938 /39 kreist bis 

heute die Debatte, welche Form des Dialogs mit Diktaturen ange-

messen ist.
24

 Es gibt zwar erste Studien von Politikwissenschaftlern 

zu gegenwärtigen Beziehungen zu Diktaturen, insbesondere zu 

Russland und China, aber auch hier sind vergleichende Studien zum 

bundesdeutschen Umgang mit Diktaturen rar.
25

 Einige Forschung 

liegt dagegen zu den internationalen Sanktionen in der Gegenwart 

vor, die überwiegend als wirkungslos gelten.
26

Umstritten war und ist, welche Staaten überhaupt als Diktatur 

gelten. Viele Länder ohne frei gewählte Regierung beschrieben sich 

selbst als Demokratien. Die DDR nannte sich bekanntlich «Deutsche 

Demokratische Republik» und Nordkorea offiziell «Demokratische 

Volksrepublik Korea». Auch Libyens Herrscher Muammar Gaddafi 

beanspruchte für sich, eine «wahre Demokratie» zu leiten, während er 

Länder wie die USA als «tyrannische Diktaturen» ansah.
27

 Andere 

 undemokratische Staaten, wie Saudi-Arabien, wurden und werden als 

Monarchien bezeichnet. Die Herrscher undemokratischer Staaten 

wurden im öffentlichen Sprachgebrauch selten «Diktator» genannt, 

sondern König, Schah, Staatsoberhaupt, Präsident oder Generalsekre-

tär. Nur wenige Länder sprachen von sich selbst als einer Diktatur – 

wie etwa China von einer «Diktatur des Proletariats». «Diktatur» war 

somit meist eine gezielte Zuschreibung, die diskreditieren sollte.

Weil der Begriff «Diktatur» wertend ist, vermeidet ihn die heu-

tige Sozialwissenschaft.
28

 Historiker verwenden ihn für ausgewählte 

Regime des 20. Jahrhunderts, insbesondere für den Nationalsozialis-

mus und einzelne militärisch regierte Autokratien («Pinochets Dik-

tatur»), verschiedentlich für sozialistische Staaten («SED-Diktatur»), 

aber selten für Staaten des globalen Südens.
29

 Stattdessen gebraucht 

die Forschung vermehrt den Oberbegriff «Autokratie» für Staaten 

ohne frei gewählte Regierung, mit schwacher Gewaltenteilung und 

stark eingeschränktem Pluralismus. Er umfasst unterschiedliche Re-

gime wie Militärdiktaturen, absolute Monarchien oder Einparteien-

diktaturen.
30

 In diesem Buch werden die Begriffe «Diktatur» und 

«Autokratie» synonym für derartige Formen der nicht-gewählten 
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tion stark unterdrückt. Beide Begriffe benennen Herrschaftsformen 

klarer, die offizielle Bezeichnungen wie «Monarchie» oder «Volks-

republik» eher verdecken. Vom Begriff der Diktatur werden «autori-

täre Demokratien» abgegrenzt, die als Zwischenform heute etwa in 

der Türkei oder Ungarn vorherrschen. In diesen Staaten gibt es trotz 

Repressionen zumindest noch eingeschränkt freie Wahlen und ein-

zelne Oppositionsparteien, die trotz aller Hindernisse einen gewalt-

freien Regierungswechsel erlangen können. Den Umgang mit der-

artigen autoritären Regimen behandelt dieses Buch nicht. Freilich 

gibt es fließende Übergänge, und auch die Zuordnungen zu diesen 

Herrschaftsformen wandeln sich.
31

Das Buch behandelt mit vertiefter eigener Archivauswertung den 

deutschen Umgang mit knapp einem Dutzend Ländern und bezieht 

andere Staaten ergänzend auf Basis der Forschungsliteratur ein. Da es 

um Kooperationen geht, blickt es auf Diktaturen, die für die Bun-

desrepublik eine größere wirtschaftliche und politische Bedeutung 

hatten – wie Libyen, Iran, die Sowjetunion oder China. Dabei wur-

den Staaten aus unterschiedlichen Kontinenten und Kulturräumen 

gewählt, die zugleich unterschiedliche Typen von Diktaturen reprä-

sentieren – etwa antikommunistische Militärdiktaturen (wie Süd-

korea, Griechenland und Chile), sozialistische Einparteiendiktaturen 

(wie China und die Sowjetunion) und personalistische Autokratien 

(wie Libyen, Iran und Zaire) – sowie unterschiedliche Kooperations-

formen – etwa eher strategisch motivierte (wie bei Portugal, Grie-

chenland), energiebasierte (Iran, Libyen, später Sowjetunion / Russ-

land) oder exportbezogene (China, Brasilien).

Im Vordergrund steht immer eine markante, zeittypische Form 

des Umgangs. Für die Ära Adenauer wird die verständnisvolle Ko-

operation mit antikommunistischen Diktaturen verdeutlicht, ebenso 

die vorsichtige, aber blockierte Annäherung an die Sowjetunion. 

Für die 1960er Jahre rücken die Straßenproteste in den Vordergrund, 

die oft Migranten anstießen und dann deutsche Gruppen unter-

stützten. Beim bundesdeutschen Einsatz für Verfolgte in Diktaturen 

spielte Amnesty International eine Schlüsselrolle, weshalb diese 

NGO auch in einem eigenen Kapitel betrachtet wird. Die Annähe-
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wichtiger Kontrast und Bezugspunkt berücksichtigt, gerade um den 

bisherigen Blick auf die Ostpolitik zu erweitern. Viele Kapitel ver-

deutlichen, wie begrenzt die jeweiligen Regierungen für Menschen-

rechte eintraten, wenn öffentlicher Protest ausblieb.

Bei der Quellenrecherche erwiesen sich die Bestände des Archivs 

des Auswärtigen Amts in Berlin als sehr ergiebig, um Kontakte zu 

Diktaturen, Entscheidungen und Wahrnehmungen zu analysieren. 

So vermitteln die regelmäßigen Berichte aus den bundesdeutschen 

Botschaften in den Diktaturen einen guten Eindruck von den alltäg-

lichen Begegnungen im Ausland, sei es von Politikern, Unterneh-

men, Geheimdiensten, Kulturschaffenden oder Oppositionellen. Im 

Bundesarchiv Koblenz wurden insbesondere die Regierungsakten 

aus dem Kanzleramt sowie dem Innen- und Wirtschaftsministerium 

ausgewertet, um Denken und Handeln der Bürokratien nachzuvoll-

ziehen. Das BND-Archiv gab nach langem Drängen einige Akten zu 

relevanten Aktivitäten frei. Unterlagen in Archiven der parteinahen 

Stiftungen erlaubten eine Annäherung an wichtige politische Ak-

teure jenseits der Kanzler und Minister, wie etwa die Nachlässe von 

Petra Kelly (Grüne), Franz Josef Strauß (CSU) oder Hans Matthöfer 

(SPD).

Um die Aktivitäten von Menschenrechtsgruppen zu beschreiben, 

war der erstmals mögliche Zugang zum Archiv von Amnesty Inter-

national Deutschland besonders wichtig. Zu Solidaritätsgruppen und 

Migranten wurden Archive von politischen Bewegungen herange-

zogen, neben dem Archiv Grünes Gedächtnis etwa das Forschungs- 

und Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika Berlin (FDCL). 

Um öffentliche kontroverse Debatten zu erschließen, wurden die 

Protokolle des Bundestags und diverse Medien analysiert. Unter-

lagen zur Deutschen Welle, die besonders im Umgang mit Griechen-

lands Diktatur eine zentrale Rolle spielte, fanden sich im Bundes-

archiv Koblenz. Als etwas weniger ergiebig erwies sich die Recherche 

in Unternehmensarchiven wie von Siemens und VW, da die Unter-

nehmen kaum über den Charakter der Diktaturen reflektierten, was 

letztlich auch ein Befund ist. Ergänzend wurden einzelne Gespräche 

mit Zeitzeugen aus der «zweiten Reihe» geführt, etwa mit Personen 
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mitreisenden Experten und Geschäftsleuten.

Es ist ein Privileg der historischen Forschung, aus bislang gehei-

men Unterlagen zu schöpfen und so neue Sichtweisen zu eröffnen. 

Angesichts der Sperrfrist von dreißig Jahren war dies bis 1992 mög-

lich, weshalb nur ein Ausblick bis zur Gegenwart auf Basis öffent-

licher Quellen und Literatur das Buch abrundet. Trotz der reichen 

Quellenfunde wäre eine Auswertung der Archive in den behandelten 

Diktaturen hilfreich gewesen. Bei einem globalen Fokus auf über ein 

Dutzend Staaten wäre das allerdings nicht nur sprachlich schwierig. 

Vor allem aber sind zeithistorische Archive in Diktaturen wie China, 

Iran, Russland, Libyen oder der Demokratischen Republik Kongo 

für die Wissenschaft nicht zugänglich. Für Teheran war es mir durch 

einen Kooperationspartner möglich, einige Archivquellen zu Deutsch-

land zu erhalten und zu übersetzen. In anderen, nunmehr demokra-

tischen Staaten wie Südkorea herrschen weiterhin sehr eingeschränkte 

Archivzugänge. Dieses Buch ist deshalb bewusst eine Geschichte der 

Bundesrepublik Deutschland, die aber globale Kontexte miteinbe-

zieht.
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Die ersten Staatsoberhäupter, die die Bundesrepublik besuchten, 

stammten nicht aus den westlichen Demokratien. Der erste US-Prä-

sident reiste 1959 – noch gegen das Votum seiner Berater
1
 – für einen 

knappen Tag nach Bonn und der französische Präsident Charles de 

Gaulle erst drei Jahre später. Das niederländische Königspaar betrat 

sogar erst 1971 deutschen Boden, die Staatsoberhäupter von Nor-

wegen und Schweden in den Jahren danach. Offensichtlich hatten 

Krieg, NS-Diktatur und Besatzung zu tiefe Wunden hinterlassen, um 

Deutschland in den 1950er Jahren zu besuchen. Obgleich die Bun-

desrepublik rasch zum Partner der westlichen Staatenwelt wurde, 

 erschienen wohl auch Medienbilder von Empfängen mit deutschen 

Soldaten wenig opportun.

Die ersten Staatschefs, die Adenauers Regierung mit großem 

Pomp für lange Aufenthalte empfing, waren vielmehr Autokraten 

und autoritäre Herrscher aus südlichen Ländern. So gehörten 1954 

der äthiopische Kaiser Haile Selassie und der türkische Ministerprä-

sident Adnan Menderes zu den ersten Staatsgästen, dann ein Jahr 

später der Schah von Persien, Mohammad Reza Pahlavi, gefolgt 

vom indonesischen Präsidenten Achmed Sukarno. Sie zählten meist 

zwar zum «westlichen» antikommunistischen Lager, bauten aber in 

ihren Heimatländern einen zunehmend autoritären Herrschaftsstil 

aus. Gleiches galt für die danach folgenden Staatsgäste aus Togo, Pa-

kistan und Afghanistan, Senegal und Sudan. Politisch und wirtschaft-

lich waren dies aus heutiger Sicht keine hochrangigen Kontakte. 

Ihre Besuche trugen damals jedoch dazu bei, der Bundesrepublik 



Pompöse Staatsempfänge und Restriktionen

21internationale Anerkennung zu verschaffen. Die südlichen Staaten 

traten weniger als Bittsteller auf, sondern die Deutschen buhlten 

anfangs um die Besuche, um politische und ökonomische Kontakte 

zu fördern. Aufgrund der vorerst verlorenen Absatzmärkte im sozia-

listischen Osten sahen viele neue Chancen im Nahen Osten, Latein-

amerika und Afrika.
2
 Diese Staaten als Verbündete zu gewinnen, hatte 

im Kalten Krieg auch eine große politische Bedeutung. Der enge 

Kontakt mit den Autokratien im Süden sollte, im Sinne der Hall-

stein-Doktrin, die alleinige diplomatische Anerkennung der Bun-

desrepublik absichern und internationale Kontakte der DDR ver-

hindern. Darum eröffnete die Bundesregierung auch in Afrika rasch 

flächendeckend Botschaften, um so zugleich Fürsprecher in der UN 

zu gewinnen.
3

Wie sich die Deutschen auf derartige Staaten einließen, zeichnete 

sich schon beim ersten großen Besuch eines Staatsoberhauptes ab, 

bei Haile Selassie aus Äthiopien. Noch deutlicher werden die Tücken 

dieser Beziehung zu autoritären antikommunistischen Regimen im 

Umgang mit Iran. Gerade am Beispiel Irans lässt sich verdeutlichen, 

wie die bundesdeutsche Politik, Wirtschaft und Gesellschaft im 

Schatten des Nationalsozialismus mit Autokratien kooperierten und 

welche Rückwirkungen dies auf die junge Demokratie hatte.

Pompöse Staatsempfänge und Restriktionen

Pompöse Staatsempfänge und Restriktionen

Am 8. November 1954 reiste Haile Selassie, der «Kaiser von Äthio-

pien», für eine Woche in die Bundesrepublik. Der Empfang war 

denkbar pompös. Als Selassie mit goldbestickter Gala-Uniform vol-

ler Orden, mit Säbel und einem mit Löwenhaaren verzierten Zwei-

spitz auf dem Kopf aus dem Sonderzug trat, begrüßten ihn Kanzler 

Konrad Adenauer und Bundespräsiden Theodor Heuss, fast alle Bun-

desminister und viele Staatssekretäre sowie rund 50 000 jubelnde 

Bürger. In Bonn und anderen Orten erhielten die Kinder schulfrei, 

um an mit Blumen geschmückten Straßen winkend Spalier zu stehen, 
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Bonn  neben den Zuschauern sogar Elefanten und Kamele eines gas-

tierenden Zirkus aufgestellt.
4
 Das dichte Besuchsprogramm mit 

zahllosen hoch karätigen Empfängen reichte vom Hamburger Hafen 

über niedersächsische Hospitäler, eine Landwirtschaftsschule in 

Westfalen, die Schwerindustrie im Ruhrgebiet, den Kölner Dom-

schatz bis hin zur Medizintechnik bei Siemens, wobei viele weitere 

Unternehmen um einen Besuch geworben hatten.
5

Mit dem aufwendigen Staatsakt suchte die junge Bundesrepublik 

noch etwas unbeholfen eine Selbstdarstellung, die weltpolitische 

 Anerkennung versprach. Zugleich war die pompöse Aufwartung ein 

Signal für die heimische Öffentlichkeit, indem sie den erreichten 

Wohlstand, Modernität und regionale Traditionen zur Schau stellte.
6
 

Die großen Empfänge lieferten, wie ein Beobachter schrieb, nach 

den Trümmerjahren die Gewissheit, «daß die ‹Gesellschaft› davon-

gekommen und mit heiler Haut gerettet ist».
7
 So versammelten sich 

allein beim Bankett für Haile Selassie rund 600 hohe Würdenträger 

aus Politik, Wirtschaft und Kultur. Eine «Haltung der Zurückhal-

tung», die der Historiker Johannes Paulmann treffend für die außen-

politische Repräsentation ausmachte, fand sich hier noch nicht.
8
 Der 

laute Applaus für den Staatsgast war zugleich ein Applaus für den 

 eigenen Neuanfang. Wie Reporter ermittelten, war vielen Zaun-

gästen ohnehin nicht klar, wer genau der Gast aus dem Orient war. 

Bei den glamourösen Staatsakten stand vielmehr das Ereignis selbst 

im Vordergrund, das wie eine exotische Alternative zum schmuck-

los-kargen Parlamentarismus erschien. Es sollte zur internationalen 

Reputation der Bundesrepublik und zur nationalen Selbstfindung 

im geteilten Deutschland beitragen.

Dass Haile Selassie kein demokratisch gewähltes Staatsoberhaupt 

war, bemerkten einzelne Stimmen. Zumindest die liberale Öffent-

lichkeit sah ihn als ein Relikt einer fernen Zeit, die nun wieder-

belebt würde. Das Nachrichtenmagazin Der Spiegel monierte unter 

der Überschrift «Der letzte Selbstherrscher», dass Selassies Auftreten 

an Kaiser Wilhelm II. erinnere, da er ohne Parlament regiere und die 

«Zentralgewalt des Kaiserhauses» gestärkt habe.
9
 Ebenso titelte der 

Stern zweideutig: «Wunderschön! Der letzte absolute Herrscher der 
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10

 Die 

FAZ sprach wohlwollender von seiner «patriarchalischen Behutsam-

keit», die ein Vorbild sei, «wie in dem explosiven Afrika der unauf-

haltsame Modernisierungs- und Demokratisierungsprozess gesteuert 

und gebremst werden kann».
11

 Hier klang die damals gängige Sicht-

weise an, die wenig entwickelten südlichen Staaten seien noch nicht 

reif für die Demokratie und bedürften vorerst eines starken Führers.

Die Reden der deutschen Politiker priesen statt der Demokratie 

daher den gemeinsamen christlichen Glauben. Heuss und Adenauer 

integrierten Äthiopien quasi in das christliche Abendland, indem sie es 

als «ältesten, sichersten und treuester Vorposten christlichen Glaubens» 

charakterisierten und Selassies «göttlichen Auftrag» betonten.
12

 

Grundlage dieser Bande war, dass Äthiopien als ein antikommunisti-

scher, von den USA gestützter Außenposten galt, wo nun US-Militär-

basen im Gegenzug für Wirtschaftshilfen entstanden.
13

 Für mehr 

 Demokratie dort traten weniger die westlichen Staaten als einige 

Äthiopier ein, die Mitte der 1950er Jahre nach dem Studium im «Wes-

ten» in ihr Heimatland zurückkehrten.
14

Der nächste Besuch eines Staatsoberhauptes in der Bundesrepub-

lik, der des «persischen Kaisers» Schah Mohammad Reza Pahlavi, 

ähnelte dem vorangegangenen. Erneut wurde 1955 ein Staatsmann, 

der im eigenen Land seine autoritäre Herrschaft ausbaute, von einer 

denkbar großen Delegation am Bahnhof empfangen. Heuss, Ade-

nauer und zwölf Bundesminister, Bundesrats- und Bundestagspräsi-

dent und sogar der Chef der Bundesbahn begrüßten das Kaiserpaar 

am Bahngleis.
15

 Die Zahl der Festakte, Ehrengäste und Programm-

punkte bei dem zehntägigen Staatsbesuch übertraf sogar Selassies 

Empfang. Bei den einzelnen Stationen füllten noch mehr Menschen 

die Straßen, jubelten zu Zehntausenden und verlangten, dass sich das 

Kaiserpaar vom Hotelzimmer aus zeige.
16

 Fotos und Geschichten 

vom Schah und seiner zweiten Frau Soraya Esfandiary Bakhtiary 

hatten schon vorher die Illustrierten mit einem märchenhaften Glanz 

gefüllt. Soraya, Tochter eines persischen Adligen und einer deutschen 

Verkäuferin, wurde als die «Deutsche auf dem Pfauenthron» in den 

1950er Jahren zur Ersatzkaiserin der Deutschen, zu einer neuen Sissi 

oder Königin Luise, deren jugendliche Schönheit, Aufopferung und 



1. Iran und autokratische Partner in der Ära Adenauer

24

Tragik die Gazetten füllten. Soraya bildete damit einen glamourösen 

Kontrast zu jenen  – wie man heute sagen würde  – alten weißen 

Männern, die die Demokratie aufbauten.

Diese Staatsakte waren für selbstdarstellerische Monarchen konzi-

piert, die große Auftritte aus der Heimat gewohnt waren. Die Kosten 

dafür liefen beide Male mit der damals gewaltigen Summe von 

186 000 und 170 000 DM völlig aus dem Ruder.
17

 Bundespräsident 

Heuss erreichten auch aus der FDP Klagen, derartige Empfänge pass-

ten nicht zur Lebenssituation der Bundesrepublik und würden an das 

Wilhelminische Kaiserreich und den Nationalsozialismus erinnern.
18

 

Heuss selbst, der ebenfalls kritisch vom «teils wilhelminischen, teils 

adolfinischen Stil» der Empfänge sprach, erklärte Adenauer gegen-

über den immensen Aufwand für Staatsbesuche «insbesondere aus 

den überseeischen Gebieten» mit einem «Wettstreit der europäischen 

Länder».
19

 Sie alle buhlten im Kalten Krieg um die Gunst der süd-

lichen Staaten, da die Europäer in der zunehmend postkolonialen 

Die Bevölkerung in München jubelt 1955 dem Schah von Iran zu.
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setzte dagegen, seinem persönlichen Stil entsprechend, auf ein Pathos 

der Nüchternheit.
20

 Weil die Empfänge in den südlichen Autokratien 

oft noch pompöser waren, wollte Bonn in der Ehrerbietung mit-

halten.

Dass die beiden «Kaiser» bereits Mitte der 1950er Jahre die Bun-

desrepublik besuchten, war nicht selbstverständlich. Die Bundesregie-

rung buhlte vielmehr in beiden Fällen um einen kurzen Besuch im 

Rahmen der bereits geplanten USA- und Europa-Reise. Die Regie-

rungen in London, Paris und Den Haag rieten Selassie von einem 

Besuch in Bundesrepublik sogar explizit ab, und auch der Schah 

schwankte.
21

 Neben politischer Anerkennung erhoffte sich das Aus-

wärtige Amt vor allem «erhebliche Vorteile für die deutsche Wirt-

schaft» angesichts der «scharfen Konkurrenz» in Äthiopien und Iran.
22

Das symbolische Gefälle, das selbst zu Äthiopien bestand, zeigte 

sich bereits bei Haile Selassies erstem Besuch in der frisch eröffneten 

bundesdeutschen Gesandtschaft in Addis Abeba. Der bundesdeutsche 

Gesandte musste mangels besserer Ausstattung das zerschlissene Mo-

biliar mit Seidenvorhängen bedecken, die er dafür vorher zerschnitt. 

Dabei konnte er den Kaiser nur zum Frühstück begrüßen, da für 

eine Abendeinladung noch angemessene Leuchten fehlten.
23

 Kultu-

rell fühlten sich die Deutschen überlegen, der mate rielle und außen-

politische Neuanfang machte sie jedoch anfangs oft zu Bittstellern.

Bereits beim Schahbesuch zeigte sich, dass der Besuch von Autokra-

ten demokratische Grundrechte belasten konnte. Das galt zunächst 

für den Bereich der inneren Sicherheit. Der Schah machte die Ent-

scheidung über seine Anreise gegenüber dem bundesdeutschen Bot-

schafter davon abhängig, ob die Bundesregierung in der Lage sei, 

«kommunistisch beeinflusste iranische Studenten in der Bundesrepu-

blik […] in Schach zu halten».
24

 Die Bundesregierung sicherte, um 

den Besucher zu gewinnen, sogleich die Ausschaltung möglicher 

Demonstranten zu. Irans Presseattaché übergab dafür dem Auswär-

tigen Amt eine Liste von 22 Iranern, die zu überwachen seien, und 

regte an, die drei aktivsten Oppositionellen nach der weiterhin gülti-

gen Ausländerpolizeiverordnung von 1938 vorher nach Iran auszu-
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ten für die Flüge übernehmen.
25

 Im Bundesinnenministerium (BMI) 

griffen die zuständigen Beamten, Abteilungsleiter Walter Bargatzky 

und der  Referent für Aufenthalts- und Ausländerrecht, Kurt Breull, 

dies eifrig auf. Da zuvor Studenten vor der iranischen Gesandtschaft 

in Köln demonstriert hätten, sollten nun Sicherheitsmaßnahmen sol-

che Störungen verhindern. Breull teilte mit: «Grundsätzlich bestehen 

gegen die Ausweisung keine Bedenken», aber sein Referat «legt Wert 

darauf, daß die Ausweisungen so zeitig erfolgen, daß sie nicht in un-

mittelbaren Zusammenhang mit dem bevorstehenden Besuch des 

Schahs gebracht werden».
26

 Das Innenministerium überprüfte dar-

aufhin mit dem BKA, dem Bundesamt für Verfassungsschutz, dessen 

Landes ämtern sowie den «infrage kommenden alliierten Dienststel-

len» die Aufenthaltsorte der Personen und bereitete die Ausweisung 

nach Iran vor. Dass dort vermutlich eine Kerkerhaft, eventuell auch 

Folter drohte, thematisierte die geheim gehaltene Planung nicht.
27

Diese Kooperation mit der iranischen Autokratie gelang wohl 

auch durch die politische Prägung und Vergangenheit der Beamten 

so geräuschlos. So war der für die Abschiebung und Überwachung 

zuständige Ausländerreferent Kurt Breull bereits 1930 in die NSDAP 

eingetreten, und hatte als Göttinger Student an politischen Kämpfen 

teilgenommen. Der zuständige Abteilungsleiter Walter Bargatzky war 

SA- und Parteimitglied gewesen und hatte als Jurist beim deutschen 

Militärbefehlshaber in Frankreich antisemitische Verfolgungsmaß-

nahmen kriegsrechtlich legitimiert.
28

 Nun standen sie zwar auf der 

Seite Demokratie, setzten aber ähnlich wie beim Schahbesuch auch 

in anderen Fragen auf restriktive autoritäre Maßnahmen. Bargatzy 

favorisierte sogar eine Monarchie für Deutschland, und der Auslän-

derreferent Breull sprach sich etwa gegen die Aufnahme jüdischer 

Rückkehrer aus Israel aus, ebenso für die Abschiebung von vormals 

verfolgten und nunmehr staatenlosen Sinti und Roma.
29

 Gleichzei-

tig arbeitete das Ministerium an einer Notstandsgesetzgebung, die 

eine merkliche Aushebelung der Grundrechte und parlamentari-

schen Demokratie bedeutet hätte, insbesondere für Ausländer.
30

 

Dementsprechend sahen sie die vom persischen Autokraten gefor-

derten Einschränkungen der Meinungs- und Versammlungsfreiheit 
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digen Schutz des bundesdeutschen und iranischen Staates vor Kom-

munisten.

Die beteiligten Beamten setzten bereits 1955 auf verschärfte 

 Sicherheitsmaßnahmen beim Schahbesuch. Der zuständige Krimi-

nalrat riet, «über die bevorstehende Reiseroute des Schahs zunächst 

Fehlmeldungen herauszugeben» und «auch bei Mitteilungen an die 

Presse mit der gebotenen Vorsicht zu verfahren», um Proteste zu ver-

hindern. Tatsächlich erhielt die FAZ eine gezielte Falschmeldung.
31

 

Dies und das enorme Polizeiaufgebot entsprang eher einem Sicher-

heitsverständnis aus der Zeit vor 1945, da es keine Hinweise auf mög-

liche Attentate gab. Zudem bestand bei einer Besprechung der Minis-

terien einhellig die Meinung, «dass das Presseamt noch mehr als beim 

Kaiser von Äthiopien die Presse überwachen müsse».
32

 Schon vor 

1955 hatte die Bundesregierung bei zahlreichen Gelegenheiten in 

die Pressefreiheit eingegriffen, wenn der Schah sich von Medienkri-

tik beleidigt gefühlt und deshalb mit dem Abbruch der Beziehungen 

gedroht hatte.
33

Bereits die Staatsempfänge bescherten somit komplexe Deals mit 

Diktaturen: Die Deutschen passten sich bereitwillig an die autori-

tären Erwartungen der Gäste an und schränkten demokratische 

Grundrechte ein, um durch pompöse, aber kritikfreie Staatsbesuche 

der Welt zu zeigen, dass die Bundesrepublik wieder ein souveräner, 

geordneter Staat war.

Autokraten als Reformer?

Autokraten als Reformer?

Der Schah und seine Frau Soraya zählten in der Ära Adenauer zu den 

bekanntesten und beliebtesten Persönlichkeiten. Als die Meinungs-

forscher 1961 nach der prominentesten Frau der Welt fragten, kam 

die zweite Schahgattin Soraya auf Platz 1 und ihre Nachfolgerin Farah 

Diba auf Platz 3. Bei den Männern rangierte der Schah immerhin auf 

Platz 5.
34

 Wie erklärt sich diese Faszination? Die glamourösen Illus-
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schen Glanz erstrahlen, den viele in der Demokratie vermissten. 

 Soraya und ihr Mann verkörperten Macht und Weltläufigkeit, sym-

bolisiert durch ihre extravagante Kleidung und luxuriösen Reisen. 

Einer der wenigen Staatsbesuche, die Bundeskanzler Adenauer außer-

halb der Nato-Staaten machte, führte ihn deshalb nach Iran. Nicht 

zufällig geschah dies im Wahlkampf 1957, da dies exzellente Werbe-

bilder versprach.

Mohammad Reza Pahlavi galt in der Ära Adenauer eben nicht als 

ein Diktator. Die offizielle Anrede, mit der er auch 1955 in Deutsch-

land begrüßt wurde, war wie bei Haile Selassie «Ihre Kaiserliche Ma-

jestät» und «Seine Kaiserliche Hoheit».
35

 Der Kaisertitel verschleierte 

und romantisierte seine Alleinherrschaft und weckte positive Asso-

ziationen zum deutschen Kaiserreich. In den vorbereitenden Un-

terlagen des Auswärtigen Amts klang intern vor dem Staatsbesuch an, 

dass es in Iran keine Demokratie im westlichen Sinne gebe und Par-

teien nicht zugelassen seien.
36

 Öffentlich dominierte nicht nur in der 

Politik ein anderes, werbendes Bild. «Ein moderner Kaiser»  titelte 

etwa die FAZ zum Staatsbesuch 1955: «In Europa erzogen, regiert 

liberal und verfassungsmäßig […], ein moderner Monarch mit sozia-

len Neigungen, der seine Landgüter unter den Bauern aufteilt.»
37

 

Dass er ein Schweizer Internat besucht hatte und eine Frau mit 

deutschen Wurzeln wählte, ließ ihn als westlich geprägten Reformer 

erscheinen. Auch die vielgelesenen Illustrierten malten das Bild eines 

liberalen westlichen Monarchen, der gegen orientalische Korruption 

und Intrigen, gegen Müßiggang, Rückständigkeit und eine träge 

Bürokratie kämpfe. So schrieb eine Illustrierte 1956: «Der Schah wie 

Soraya sind abendländisch erzogen worden. Von Kindesbeinen an hat 

man sie die Spielregeln der Demokratie gelehrt. Was Wunder, dass sie 

beide nach demokratischen Spielregeln auch ihrem Vaterland die 

Vorzüge westlicher Technik, Wissenschaft und Wirtschaftsform zu-

gänglich machen wollen!»
38

 Der Schah galt somit als zukunftswei-

sender Brückenbauer zwischen Nord und Süd.

Die große Beliebtheit von Soraya in der Bundesrepublik rührte 

auch daher, dass ihre Mutter eine deutsche Verkäuferin war. Der mär-

chenhafte Aufstieg und die spätere Ehekrise aufgrund ihrer Kinder-
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fülle des Pfauenthrons schreckten in den 1950er Jahren nicht ab, 

sondern faszinierten durch die wahrgenommene Verbindung von 

orientalischer Exotik und westlicher Moderne. Dieser Blick auf das 

Herrscherpaar blendete die Situation im Iran aus. Einige Journalisten 

erwähnten zwar die dortige Armut, glaubten aber, sie werde durch 

die Modernisierungspolitik des Schahs verschwinden. Sein autori-

tärer Stil sei nötig, um in einem Land mit Analphabeten schrittweise 

die Demokratie einzuführen. «Wo Demokratie nicht schon Tradition 

sein kann, bedarf sie der Wegbereitung durch anerkannte Führung», 

kommentierte etwa der Politikwissenschaftler und Herausgeber der 

Zeitschrift Außenpolitik, Heinrich Bechtoldt, 1961 wohlwollend den 

politischen Kurs des Schahs.
39

 Wie bei Haile Selassie schien damit 

ein autoritärer Weg zur Demokratie angemessen, weil sonst, solange 

in diesen Staaten keine allgemeine Bildung vorherrsche, Populismus, 

Chaos und schließlich der Sozialismus triumphieren würden. Ähn-

liches lässt sich auch gegenüber anderen Staaten ausmachen. So  sahen 

die frühen Berichte des westdeutschen Generalkonsuls in Ankara 

die Türkei als noch nicht reif für eine westliche Demokratie an und 

klagten, «daß der Versuch einer Demokratisierung des politischen 

 Lebens geschichtlich zu früh unternommen wurde.»
40

 Die Formu-

lierungen verrieten zugleich viel über politische Prägung und de-

mokratische Reife der Deutschen.

Der Schah selbst pries sich als ein Modernisierer, der Iran schritt-

weise die «Demokratie» beschere. In seiner Autobiographie, die 1961 

auch auf Deutsch erschien, betonte der Schah, wie er Persien von 

einem «autokratischen Staat» zu einem demokratischen Zwei-Kam-

mersystem verwandelt habe, mit einer Verfassung nach belgischem 

Vorbild und einem Justizwesen nach französischem Modell.
41

 Tat-

sächlich war eher das Gegenteil der Fall: Die demokratischen Ele-

mente in Iran nahmen in den 1950er Jahren ab. Mohammad Reza 

Pahlavis frühe Versuche, die Verfassung zu seinen Gunsten zu ver-

ändern, scheiterten 1948 noch am Veto der westlichen Alliierten. Im 

Kalten Krieg ließen die USA dem antikommunistischen Herrscher 

dann mehr Spielraum, um seine Macht auszubauen.
42

 Nach einer 

eher demokratischen Phase 1953 war der gewählte Premierminister 
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Geheimdienstes gestürzt worden, nachdem er die Verstaatlichung der 

britisch kontrollierten Ölförderung versucht hatte. Von nun an baute 

der Schah seine Machtstellung schrittweise aus.

Dass der Schah seine Position den Westmächten verdankte, för-

derte seine Macht und blieb zugleich sein größter Makel. Im Unter-

schied zu den Autokraten in ehemaligen Kolonien, die Kriege gegen 

fremde Machthaber geführt hatten, fehlte dem Schah dieser antiwest-

liche Heroismus, der später die Linke faszinierte. Der wachsenden 

iranischen Opposition galt der Schah vielmehr als verachtenswerte 

Mario nette der neokolonialen USA. Der Sturz Mossadeghs 1953 

blieb für sie das Symbol für eine antidemokratische Einmischung des 

Westens und der Ausgangspunkt für antiwestliche Ressentiments in 

Iran.
43

 Auch die bundesdeutschen Diplomaten begrüßten die Abset-

zung des gewählten iranischen Premiers Mossadegh als Herstellung 

der Staatsordnung.
44

 Denn der Schutz des Staates – und eigener Inte-

ressen – stand bei ihnen vor der demokratischen Legitimation. Eine 

«Marionette der USA», wie es die Linke später formulierte, war der 

Iran trotz der Unterstützung jedoch nicht: Der Schah suchte viel-

mehr auch Kontakte zu sozialistischen Staaten und brachte sich in der 

Bewegung der Blockfreien Staaten ein. Gerade dadurch umwarben 

die westlichen Staaten Iran umso mehr.

Unter Demokratie verstand der Schah vor allem Entwicklung, 

Wohlstand und Kampf gegen den Analphabetismus, nicht die Volks-

souveränität. Um die Anerkennung des Westens zu erreichen, er-

probte er allerdings verschiedene demokratische Fassaden. Einzelne 

Parteien wurden zugelassen, dann wieder verboten, Parlamente ge-

wählt und dann aufgelöst.
45

 Besonders die 1960 angesetzte Wahl in 

Iran schuf Erwartungen, die der Schah durch Eingriffe und die Par-

lamentsauflösung wieder enttäuschte. Die eingesetzten Premier-

minister waren ihm ergeben oder wurden andernfalls ausgewechselt. 

Zugleich baute er den Sicherheitsapparat aus, insbesondere den 1957 

gegründeten Geheimdienst SAVAK sowie das Militär, das dank 

westlicher Ausrüstung seine zentrale Machtquelle war. Die Opposi-

tionsgruppen, die besonders um 1960 zunahmen und 1963 massen-

haft protestierten, ließ er scharf bekämpfen und viele Angehörige 
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rigoros verfolgt und vor Militärgerichte gestellt.

Diese Seite des Irans wurde beim Staatsbesuch 1955 kaum thema-

tisiert. Lediglich die «Iranische Nationale Widerstandsbewegung», die 

sich in der Bundesrepublik formierte, schrieb an verschiedene deut-

sche Politiker, dass mit dem Sturz von Mossadegh in Iran eine «Mili-

tärdiktatur faschistischer Prägung» entstanden sei, die die Opposition 

unterdrücke und Wahlergebnisse fälsche.
46

 Noch jedoch war diese 

kleine Migrantengruppe, die bereits die Rhetorik der 68er benutzte, 

ohne öffentlich vernehmbare Stimme. Schahtreu war die westdeut-

sche Medienöffentlichkeit nicht. Wie noch zu zeigen ist, kamen ab 

Mitte der 1950er Jahre, vor allem ab 1958, durchaus kritische Töne 

auf.

Auch der Bonner Regierung war bewusst, dass Iran keine De-

mokratie im westlichen Sinne war. Die vorbereitende Mappe für 

Adenauers Reise nach Iran erwähnte Korruption, die Unzufrieden-

heit in der Bevölkerung und dass, «wie meist im Orient», die Exe-

kutive durch die Polizei eine Machtvollkommenheit habe.
47

 In den 

Gesprächen mit Adenauer stellte der Schah vor allem dar, wie er das 

Land politisch und wirtschaftlich modernisieren wolle, etwa durch 

die Gründung von zwei Parteien: «Beide Parteien sollten im patrio-

tischen und fortschrittlichen Geiste erzogen werden, um dann ihrer-

seits eine erzieherische Wirkung auf die Bevölkerung ausüben.»
48

 

Adenauer lag dieses eher «erzieherische» Verständnis des Demokratie-

aufbaus nicht fern. Den großen Jubel der gelenkten Öffentlichkeit, 

den Adenauer 1957 auf Teherans Straßen erhielt, kommentierte er 

gegenüber den Journalisten humorvoll: «Ich glaube, hier würde ich 

auch gewählt werden.»
49
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Expertenaustausch im Schatten des Nationalsozialismus

Expertenaustausch im Schatten des Nationalsozialismus

Die späteren Verbindungen zu Iran basierten vor allem auf Ölliefe-

rungen. Anfangs war zugleich die Wahrnehmung wichtig, ein ähn-

liches Schicksal zu teilen und an lange etablierte Kontakte anzu-

knüpfen. Tatsächlich hatten deutsche Firmen bereits in den 1920 / 

30er Jahren beim Aufbau staatlicher Infrastrukturen, der Eisenbahn, 

der Nationalbank und des Militärs in Iran mitgewirkt. 1938 war 

Deutschland bereits größter Handelspartner Irans.
50

 Die national-

sozialistische Propaganda stieß in Iran und dem Nahen Osten auf 

positive Resonanz, wenngleich der Schah wie sein Vater kein Anti-

semit war und dort weiterhin eine große jüdische Gemeinde lebte.
51

 

Dass die Briten den Schah 1941 zum Rücktritt zwangen, seinen 

jungen Sohn zum Nachfolger ernannten und das Land besetzten, da 

es angeblich mit den Deutschen kooperieren würde, stärkte nach 

dem Krieg das wechselseitige Verbundenheitsgefühl. Und wie in der 

Bundesrepublik waren es die US-Amerikaner, die in Iran mit gene-

röser Wirtschaftshilfe und einem großen Heer an Experten den 

Aufbau und die Westorientierung des Landes unterstützten, um 

 einen Außenposten gegen die Sowjetunion abzusichern. Ähnlich 

wie etwa die Türkei sahen sich beide Staaten als Grenzländer am 

Rande der freien Welt. Iran war zwar kein Nato-Mitglied, über den 

CENTO-Pakt und die Militärhilfe aber fester Teil der westlichen 

Verteidigungsarchitektur. Iran erschien zudem bereits durch seine 

Einwohnerzahl als ein attraktiver Absatzmarkt. Mit damals rund 

zwanzig Millionen Bürgern war es  neben Ägypten das bevölkerungs-

reichste Land im Nahen Osten.

Die bundesdeutschen Unternehmen verfügten anfangs noch nicht 

über Kapital für große Investitionen. Was Adenauer dem Schah in 

Gesprächen anbot, waren westdeutsches Know-how und Experten, 

auch um Öl zu erschließen.
52

 Iran wiederum bemühte sich seit An-

fang der 1950er Jahre, den starken Einfluss der Briten und der USA 
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umwarb.

Die deutschen und iranischen Akteure knüpften auch an 

 Verbindungen aus der Zeit des Nationalsozialismus an. Die 1936 ent-

standene deutsch-iranische Handelskammer wurde 1952 von ähn-

lichen Mitgliedern als Brückenkopf begründet. Der erste westdeut-

sche Gesandte und Botschafter in Teheran, Lutz Gielhammer, hatte 

bereits in den 1930er Jahren länger in leitender Funktion für die 

Nationalbank Irans gearbeitet.
53

 Als Finanzexperten lud Iran in den 

frühen 1950er Jahren mehrfach Hjalmar Schacht ein, der in Hitlers 

Kabinett Reichswirtschaftsminister gewesen war und in dieser Funk-

tion bereits 1936 Iran bereist hatte. Seit 1949 agierte Schacht als 

Wirtschaftsberater und Bankier in vielen autokratischen muslimi-

schen Staaten, besonders in Ägypten, Syrien und Indonesien. Seine 

neu aufgebaute Privatbank finanzierte insbesondere den Außenhan-

del im Nahen Osten.
54

 Ebenso wurden wichtige Infrastrukturpro-

jekte in Äthiopien, wie der Hafen in Assab, von deutschen Ingenieu-

ren gebaut.
55

Eine frühere Karriere im Nationalsozialismus war im Nahen und 

Mittleren Osten kein Hindernis, um dort in der Botschaft oder als 

Experte zu wirken. So amtierte ab 1956 mit Henning Thomsen ein 

ehemaliger SS-Mann als Botschaftsrat in Teheran, während das frü-

here SS-Mitglied Hans Schmidt-Horix in der Botschaft Pakistans, 

dann in der Iraks wirkte.
56

 Der Botschafter in Indonesien, Werner 

Otto von Hentig, vor 1945 Abteilungsleiter im Auswärtigen Amt und 

Berichterstatter an der Ostfront, forcierte unter den muslimischen 

Staaten Proteste gegen die Wiedergutmachung für Israel 1952 /53; 

nach seinem Ausscheiden aus dem Amt wurde er persönlicher Be-

rater des Saudischen Königshauses.
57

 In westlichen Demokratien 

 wären diese Karrieren kaum möglich gewesen. In Äthiopien unter 

Haile Selassie stützten ebenfalls NS-Eliten den Staatsaufbau. Ab 1954 

agierte dort als «Berater und Verwaltungskommissar» der Stadt Addis 

Abeba Hermann Neubacher, von 1938 bis 1940 Wiener Oberbürger-

meister, im Krieg dann ab 1942 «Sonderbeauftragter des Reiches für 

wirtschaftliche und finanzielle Fragen in Griechenland» und Son-

derbevollmächtigter des Auswärtigen Amtes für den Südosten.
58

 Die 
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im fernen Süden und Nahen Osten, die viel Verständnis für die dort 

zunehmend autokratische Herrschaft aufbrachten. So berichtete 

Gielhammer, dass er in Teheran mit «großer Freundlichkeit» aufge-

nommen worden sei und auch die Vertreter der arabischen Staaten 

sich «germanophil» zeigten.
59

Das Auswärtige Amt schickte die früheren Nationalsozialisten 

unter den Diplomaten bevorzugt in rechte Autokratien, während 

eher unbelastete Beamte in westlichen Demokratien unterkamen. 

Kurt Luedde-Neurath etwa, der 1933 der SA und 1937 der NSDAP 

beigetreten war, arbeitete von 1953 bis 1956 in Franco-Spanien, in 

den 1960er Jahren während der antikommunistischen Massaker in 

Indonesien und war seit 1973 deutscher Botschafter in Chile, also zu 

Beginn der Diktatur Pinochets. Wenngleich sich derartige Diploma-

ten nun zur Demokratie bekannten, erklärt ihre Vergangenheit sicher 

mit, warum sie so erstaunlich viel Verständnis für das autoritäre 

Handeln in diesen Ländern mitbrachten und die dortige Verfolgung 

von Sozialisten weitgehend  tolerierten. Auch die Botschafter in Iran, 

Lutz Gielhammer und sein Nachfolger Reinhold von Ungern-

Sternberg, waren ehemalige NSDAP-Mitglieder und vor 1945 im 

Auswärtigen Amt aktiv. Nun  warben ihre Berichte um Verständnis 

für Iran und verteidigten das Schah-Regime gegen Kritiker.
60

 Ge-

nerell stellten sie ihre spezi fischen deutschen Staatsinteressen über 

demokratische Anforde rungen.

Iran war, gerade im Vergleich zu Syrien, Ägypten und Argen-

tinien, kein «Nazi-Nest». Auch politisch unbelastete Experten stärk-

ten die frühe Bande. Als Quasi-Diplomaten reiste 1949 etwa eine 

Gruppe von westdeutschen Ärzten nach Teheran, die dort von der 

Kronprinzessin und dem Parlament empfangen wurden und dann 

mehrfach dem Bundespräsidenten über die Lage in Iran berichteten. 

Frühzeitig schrieben sie werbend, wie beliebt die Deutschen hier 

seien, und ihre medizinische Arbeit stärkte das Ansehen der Bundes-

republik.
61

 Ein Bekannter des Botschafters war für die Organisation 

des Siebenjahresplans in Iran verantwortlich, was bundesdeutsche 

Aufträge erleichterte.
62

 Nach Iran kamen zahlreiche westdeutsche 

Berater, etwa zum Aufbau des Eisenbahn- und Telefonnetzes und 
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63

 Als Experiment wurde 1957 die Lei-

tung eines staatseigenen Baumwollunternehmens als «Patenschaft» 

an einen deutschen Textilunternehmer abgegeben.
64

 Selbst in der 

iranischen Postverwaltung waren Bundesbürger leitend tätig.
65

 Die 

Deutschen, die in vielen Teilen Europas noch als kriegslüsterne Na-

tionalisten galten, genossen in dieser Region das Image, aufbauende 

Partner zu sein. Während die Deutschen in Europa als Zerstörer gal-

ten, erschienen sie hier als Meister des Aufbaus und des Wirtschafts-

wunders – und damit als Vorbilder.

Im Schatten des Nationalsozialismus erfolgte zudem eine militäri-

sche Beratung. Viele südliche Autokratien stellten nach dem Zweiten 

Weltkrieg Experten aus der Wehrmacht und den NS-Organisa tionen 

ein, die beratend ihr Militär aufbauen sollten. Bundesdeutsche Mili-

tärexperten befanden sich nach einer Aufstellung des Auswärtigen 

Amtes 1953 bereits in der Türkei, Ägypten, Indonesien, Syrien und 

China.
66

 Besonders in Syrien und Ägypten bauten ehemalige SS-

Männer und Offiziere wie Franz Rademacher, Alois Brunner oder 

Walther Rauff nun Armeen und Geheimdienste auf.
67

 Fluglinien im 

Nahen Osten stellten Piloten und Techniker aus der Wehrmacht ein,
68

 

und ein früheres Vorstandsmitglied der Reichswerke Hermann Gö-

rings, Wilhelm Voss, leitete 1951 das «Central Planning Board» im 

ägyptischen Kriegsministerium.
69

 Die antisemitische Haltung dieser 

Experten machte ihren Wechsel in den Nahen Osten besonders bri-

sant. Ähnlich wie die Lateinamerika-Auswanderer solchen Schlages 

arbeiteten einige von ihnen als BND-Informanten für eine Bundes-

behörde und nahmen so Einfluss auf die positive Bewertung dieser 

Autokratien.

Mitunter richteten die Autokratien offizielle Anfragen an die 

Bundesregierung nach derartigen Experten. So erkundigte sich Irans 

Regierung beim Auswärtigen Amt 1953 nach «2 deutsche Propa-

ganda-Psychologen mit besten Erfahrungen für die iranische Ar-

mee», um die vaterländische Gesinnung, den Kampfgeist und die 

«Erziehung zu militärischen Höchstleistungen» zu fördern. Iran 

schlug ehemalige Mitarbeiter aus Goebbels’ Propagandaministerium 

vor.
70

 Das iranische Militär bat zugleich um deutsche Literatur über 

den Zweiten Weltkrieg, und ein iranischer General, der selbst Deutsch 
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ten wegen seines Kampfes gegen die Briten zu Ansehen gekommen 

war. Während die «Dienststelle Blank», der Vorläufer des Verteidi-

gungsministeriums, hier zu arbeitete, sprach sich das Bundeskanzler-

amt gegen die Entsendung der ehemaligen Goebbels-Mitarbeiter 

aus. Die Angst, dies könne zu einem Ansehensverlust bei den Alliier-

ten führen, überwog.

Generell bremste die Rücksichtnahme auf Interessen der West-

alliierten zunächst den Kontakt zu Autokratien. Als die iranische Re-

gierung im Zuge ihrer Abgrenzung von den Briten etwa ab 1951 

mehr westdeutsche Ölexperten anfragte, intervenierte die Bundes-

regierung aus Rücksicht auf ihren westlichen Partner. Das Wirtschafts-

ministerium bat die Mineralölindustrie und die rund 45 westdeut-

schen Ölexperten, die sich 1951 für eine Arbeit in Iran interessierten, 

deshalb sogar, von ihrer Bewerbung Abstand zu nehmen.
71

 Erst in 

den folgenden Jahren wurde aus Anlass von Adenauers Besuch in 

Teheran die Öl-Erschließung durch bundesdeutsche Experten be-

siegelt.
72

 Auch gegenüber nordafrikanischen Staaten wie Marokko, 

das der Bundesrepublik damals Getreide lieferte, wies das Auswärtige 

Amt die Wirtschaft an, sich bei Aufträgen zurückzuhalten, da diese 

Region als Einflusssphäre Frankreichs galt. So wurde ein Auftrag von 

Siemens für das Telefonnetz zugunsten französischer Unternehmen 

zurückgezogen.
73

Die Absicherung der Westbindung hatte also anfangs klar Vorrang 

vor der Kooperation mit südlichen Autokratien. Die Akzeptanz (frü-

herer) kolonialer Einflusssphären prägte das bundesdeutsche Taktie-

ren. Gerade deshalb erschien der Nahe und Mittlere Osten für die 

Deutschen attraktiv, da dort die kolonial geprägten Ansprüche der 

westlichen Nachbarn geringer waren als in Afrika. Auch nachdem die 

Westbindung gefestigt war, sah Adenauer 1958 den Mittleren Osten 

als «ein geeignetes Feld, unsere politischen Stärken einzusetzen», und 

uns «aktiv in die dortige Politik einzuschalten», wie er seinem Außen-

minister schrieb.
74

Bereits der Schahbesuch 1955 hatte die engere Zusammenarbeit 

im Feld der inneren Sicherheit gezeigt, also beim Geheimdienst, der 

Polizei und der Verfolgung von Kommunisten. Iran war früh an der 
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mäßig die Ausgaben der bundesdeutschen Polizei- und Militärzeit-

schriften.
75

 Bereits in den 1950er Jahren nahmen kleinere Gruppen 

von iranischen Polizeioffizieren an bundesdeutschen Schulungen 

teil.
76

 Offen war, ob dies eher zur Demokratisierung der dortigen 

Polizei beitragen würde oder zur Bekämpfung von Demokraten.

Heikler war die Kooperation der Nachrichtendienste. Hier kam 

es zur westdeutschen Unterstützung des 1957 aufgebauten Geheim-

dienstes SAVAK, der in Iran maßgeblich die politischen Gegner 

 verfolgte. Auf die iranische Anfrage nach einem Experten für den 

Kampf gegen den Kommunismus empfahl das Verteidigungsminis-

terium Eberhard Taubert, der 1959 in Teheran für vier Jahre mit 

hohem Gehalt für den SAVAK Propaganda und Schulungen durch-

führte.
77

 Taubert war vormals leitender Beamter in Goebbels’ Pro-

pagandaministerium gewesen und hatte das Drehbuch von «Der 

ewige Jude» geschrieben. Unter Strauß agierte er als Berater im Ver-

teidigungsministerium, bis er unter dem Namen Dr. Max Huber 

nach Iran wechselte.
78

 Dort stand er mit dem Bundesamt für Verfas-

sungsschutz in Verbindung und nicht mit dem BND, der erst 1961 

dessen Identität entdeckte.
79

Obwohl der Verfassungsschutz eigentlich für das Inland zustän-

dig war, kooperierte dieser generell eng mit Iran. Dass der SAVAK 

seine deutsche und europäische Zentrale in der iranischen Botschaft 

in Köln hatte, erleichterte den Kontakt zum ebenfalls in Köln ansäs-

sigen Verfassungsschutz. Nach Stasi-Informationen arbeiteten dort 

mehrere hauptamtliche SAVAK-Mitarbeiter, die zahlreiche Infor-

manten anwarben.
80

 Ihr deutscher Verbindungsmann war der spä-

tere stellvertretende Leiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz, 

Günther Nollau. Er reiste 1960 sogar für drei Monate in den Na-

hen Osten, insbesondere nach Iran, wo er sich mit dem SAVAK 

austauschte. Sein daraus entstandenes Buch hielt werbend fest, «Per-

sien [sei] für die Verteidigung des Westens lebenswichtig».
81

 Der 

Schah sitze zwar fest im Sattel, werde aber durch die internationale 

kommunistische Verschwörung auch von Deutschland aus gefähr-

det, etwa durch den kommunistischen Exil-Radiosender aus Leip-

zig. Damit erschien die Verfolgung iranischer Oppositioneller als 
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Kommunisten in Deutschland sagte Nollau als Experte aus.
82

 Wie 

die BND-Akten berichten, erhielt der iranische Geheimdienst be-

reits in den 1950er Jahren «des öfteren Material über persische Stu-

denten» vom Kölner Bundesamt für Verfassungsschutz.
83

 Zugleich 

hatte der BND einen Residenten in der bundesdeutschen Botschaft 

in Teheran. Die Verfolgung von iranischen Kommunisten in der 

Bundesrepublik rechtfertigte diese internationale Kooperation.

Für die Iraner war die nationalsozialistische Vergangenheit offen-

sichtlich kein Malus. Mitunter war diese Zeit bei einflussreichen Eli-

ten sogar positiv besetzt. Der Adjutant des Schahs und spätere irani-

sche Botschafter in Bonn, Amir Aslan Afshar, berichtete etwa in seinen 

Memoiren stolz, dass er fünf von Hitler gezeichnete Bilder in seinem 

Haus aufgehängt hatte.
84

 Er selbst wurde, wie viele Iraner der Ober-

schicht, in Deutschland ausgebildet: 1939 machte er in Berlin sein 

Abitur und erinnerte sich gerne an seine Zeit in der Hitlerjugend. 

1942 promovierte er an der nunmehr deutschen Universität Wien 

über die «Entwicklungsmöglichkeiten der iranischen Volkswirtschaft». 

Der erste iranische Gesandte in Bonn 1950, Abdullah Entezam-Salta-

neh, hatte die Deutsche Schule in Teheran besucht. Dass er ab 1953 als 

Außenminister und danach als Leiter einer iranischen Ölgesellschaft 

amtierte, war für die Bundesregierung ein vorteilhafter Kontakt. Im 

Deutschland der 1930er Jahre hatte auch der spätere Bonner Bot-

schafter Irans, Mozaffar Malek, studiert und dann sogar in der Wehr-

macht am Feldzug gegen Polen teilgenommen.
85

 Der iranische Bot-

schafter in den 1950er Jahren, Khalil Esfandiary Bakhtiary, hatte in 

Berlin seine Ausbildung absolviert und hier eine Deutsche geheiratet, 

wodurch er häufiger nach Deutschland kam; aus dieser Ehe stammte 

die Tochter Soraya, das Symbol der deutsch-iranischen Verbindung.

Zu diesem positiven Deutschlandbild in Iran trug der bekannte 

iranische Journalist Abba Schahandeh bei, Herausgeber der Tehe-

raner Tageszeitung Ferman. Nachdem er als Gast der Bundesregie-

rung Westdeutschland bereist hatte, publizierte er 1955 in Iran das 

Buch Deutschland nach dem Krieg. Dies betonte nicht nur die enge 

Verbundenheit der beiden Länder, den wirtschaftlichen Austausch 

und die Aufbaukraft des deutschen Volkes, sondern auch, dass alle 
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Haushalt, den er besuchte, ein Bild der Kaiserin Soraya gefunden 

habe.
86

 Beide Seiten buhlten somit um eine Zuneigung, die die 

Deutschen in westlichen Nachbarstaaten kaum erhielten.

Viele Deutsche, die in den Iran, den Nahen Osten, nach Afrika 

oder Ostasien kamen, berichteten ebenfalls über das äußerst posi-

tive Deutschlandbild in diesen Regionen. Während die Westdeut-

schen in Europa als moralisch diskreditiert galten, trafen sie hier auf 

einen Bonus der «kolonialen Unverdächtigkeit», wie es oft hieß. Ge-

rade im Nahen Osten, so berichteten Reisende und Diplomaten, sei 

das Bild der Deutschen sehr positiv, weil sie sich weder am Koloni-

alismus noch am Imperialismus in größerem Maße beteiligt hätten.
87

 

Auch aus der Türkei häuften sich die Berichte über das positive 

Deutschlandbild.
88

 Selbst der Zweite Weltkrieg fand eine entlastende 

Deutung. Luitpold Werz, der 1934 in die NSDAP eingetreten war, an 

der Botschaft in Südafrika und Spanien arbeitete und schließlich 

1945 als Referatsleiter die Verbindung zum SD und zur Sicherheits-

polizei hielt,
89

 berichtete etwa Außenminister Schröder 1965 rück-

blickend: «Während meiner Tätigkeit in Buenos Aires, Madrid und 

Kolumbien und ebenso in Südostasien habe ich zu meiner Überra-

schung festgestellt, welch’ hohes Maß an Achtung Deutschland trotz 

oder wegen des verlorenen Krieges genießt. Die Siege der deutschen 

Truppen, die Namen der einzelnen Heerführer sind überall noch in 

Erinnerung. Daß all das mit einer fürchterlichen Niederlage endete, 

scheint keine Rolle zu spielen, ja eher Sympathien einzubringen. 

Seltsamerweise verblassen demgegenüber auch all die Gräueltaten, 

die im deutschen Namen durch Deutsche begangen wurden.»
90

Die Autokratien des Südens, so lässt sich bilanzieren, boten vielen 

Experten aus dem Nationalsozialismus neue Karrierechancen. Denn 

hier konnten sie nicht nur persönlichen Zuspruch, sondern die un-

veränderte Reputation ihres Landes genießen. Sie erhielten Gestal-

tungsspielräume, ohne vorwurfsvolle Erinnerungen an die national-

sozialistischen Verbrechen fürchten zu müssen.
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Bei der Annäherung an autokratische Staaten wie Iran oder Äthio-

pien gingen politische und wirtschaftliche Ziele Hand in Hand. Po-

litisch strebte die Bundesregierung eine internationale Anerkennung 

an, die zugleich die Nicht-Anerkennung der DDR sichern sollte. 

Diese Strategie, die später als Hallstein-Doktrin bekannt wurde, setz-

ten zunächst die westlichen Alliierten, dann ab Ende 1953 auch die 

Bonner Regierung mit zahllosen Sanktionsdrohungen und Demar-

chen durch.
91

 Adenauer verlagerte so seine Wiedervereinigungspoli-

tik in den globalen Süden, um im eigenen Land die Westbindung zu 

festigen. Bereits kleinste Formen der symbolischen Anerkennung der 

DDR im Ausland, wie eine gehisste DDR-Flagge auf einer Handels-

messe, führten zu sofortigen Protesten aus Bonn. Da sich die DDR 

ebenfalls um internationale Anerkennung bemühte, kam es zu einem 

Wettlauf um die Gunst der außereuropäischen Staaten.

Den moralischen Maßstab der bundesdeutschen Außenpolitik 

prägten somit weniger die Menschenrechtsverletzungen in südlichen 

Ländern als die in der DDR. Die westdeutsche Abgrenzung von der 

Diktatur in Ostdeutschland förderte dadurch die Annäherung an au-

ßereuropäische Diktaturen. Um per Hallstein-Doktrin die demokra-

tische deutsche Einheit zu fördern, erschien die Kooperation mit 

undemokratischen nicht-sozialistischen Partnern akzeptabel.

Die außereuropäischen Staaten nutzten diese innerdeutsche Kon-

kurrenz im Kalten Krieg zur Stärkung ihrer Position. Indem sie 

Kontakte und Gespräche zu beiden Blöcken und Teilen Deutsch-

lands suchten, erhöhten sie ihren Wert. Dies zeigte sich besonders bei 

Staaten wie Indien oder Ägypten, die zum Sozialismus neigten, aber 

dank westlicher und bundesdeutscher Unterstützung die DDR vor-

erst nicht anerkannten. Doch selbst klar antikommunistisch regierte 

Staaten wie Iran stärkten dieses Werben durch Staatsbesuche und 

 Gespräche mit der Sowjetunion und deren Verbündeten. Die im 
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Staaten könnten kommunistisch werden, legitimierte engere poli-

tische Kontakte, Waffenlieferungen, finanzielle Hilfen und vergüns-

tigte Kredite.
92

 Diese Politik war insofern erfolgreich, als dass die 

DDR jenseits der sozialistischen Bündnispartner kaum diplomatisch 

Fuß fassen konnte. Der moralische Preis war die enge Unterstützung 

von Militärdiktaturen.

Flankiert wurde die Hallstein-Doktrin durch eine massive Ex-

portförderung gegenüber diesen Staaten. Anfang der 1950er Jahre 

erschienen der Nahe Osten, Lateinamerika, Teile Afrikas und Ost-

asiens als große Zukunftsmärkte. Wirtschaftliche Interessen, geopoli-

tische Ziele und die Sehnsucht nach internationaler Anerkennung 

verschränkten sich. Wirtschaftsminister Ludwig Erhard ermunterte 

die westdeutschen Exportkaufleute 1950: «Wenn Sie herausgehen in 

die fremden Märkte, deutsche Waren zu verkaufen, dann handeln Sie 

zuletzt im demokratischen Auftrag des deutschen Volkes, der Ihnen 

[sic!] und dessen Lebensrechte neu zu erringen und zu sichern 

heißt.»
93

 Erhards programmatisches Buch Deutschlands Rückkehr zum 
Weltmarkt forderte 1953 nicht minder deutlich, die Welt durch Han-

del zu erschließen und so die Ausbreitung des kommunistischen 

Einflusses zu verhindern.

Neben den «Chancen in Lateinamerika» sah Erhard ebenso wie 

viele Unternehmer den Nahen Osten als Ersatz für den verlorenen 

Absatzmarkt im Osten Europas, zumal die Region deutschfreund-

lich sei und geographisch nahe liege.
94

 Auch auf das sich dekoloni-

sierende Afrika setzten viele Deutsche große Hoffnungen. Der 

 Historiker Dirk van Laak machte in der frühen Bundesrepublik 

«sentimental geprägte Erinnerungsreminiszenzen an ein vermeint-

lich konfliktfreies Verhältnis zwischen deutschen Kolonisatoren und 

ihren ‹Schutzbefohlenen›» aus, etwa wenn der CDU-Bundestags-

abgeordnete Gustav-Adolf Gedat nach seinen Afrikareisen 1954 das 

Buch Europas Zukunft liegt in Afrika veröffentlichte.
95

 Auch der Bun-

desverband der Deutschen Industrie (BDI) setzte in den 1950er Jah-

ren stark auf den Export in den Nahen Osten und «Übersee», wie 

die Welt außerhalb Europas damals genannt wurde. Große Indust-

rieausstellungen in Kairo (1957) und Teheran (1960), zu der allein 
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diesen Kurs.
96

 Damit ordnete sich der BDI dem Primat der Politik 

unter, auf den Handel mit Osteuropa weitgehend zu verzichten.

Diesen Außenhandel stützte die Bundesregierung von Beginn 

an durch gezielte wirtschaftspolitische Förderung. So gewährte sie 

seit 1949 langfristige Kredite zur Finanzierung von Exportgeschäf-

ten durch privatwirtschaftlich gegründete Konsortialbanken, die 

Ausfuhrkreditanstalt AG (AKA) und durch die Kreditanstalt für 

Wiederaufbau. Über die sogenannten «Hermes-Bürgschaften» wur-

den gerade Geschäfte mit politisch und wirtschaftlich unsicheren 

Staaten finanziell abgesichert. Diese Exportkreditversicherung war 

zwar privatwirtschaftlich getragen und sollte kostendeckend laufen, 

aber sie deckte mit staatlicher Garantie nach Prüfung auch riskan-

tere Kreditgeschäfte ab.
97

 Die Vergabe sollte unpolitisch verlaufen, 

was jedoch nicht zutraf. So erhielten in den 1950er Jahren Geschäfte 

mit sozia listischen Staaten keine Hermes-Garantien, während Her-

mes bevorzugt den Handel mit autoritär regierten Staaten stützte, 

die politisch  umworben wurden. Zu den Staaten mit den höchsten 

Hermes-Bürgschaften zählte in der Ära Adenauer Iran, neben In-

dien, der Türkei und Ägypten. 1960 war das Irangeschäft mit immer-

hin einer Milliarde DM gedeckt.
98

 Dies war ein politisches Signal.

Dass die bundesdeutsche Wirtschaftshilfe mitunter eher politische 

als ökonomische Ziele verfolgte, zeigte sich etwa beim Aufbau eines 

überdimensionierten, ökonomisch begrenzt sinnvollen Stahlwerks im 

iranischen Azna. Als die Weltbank und die USA sich gegen die Finan-

zierung des unrentablen Projektes stellten, rechtfertigte sich die Bun-

desregierung, dies sei zwar der «Bau eines Nationaldenkmals», förderte 

es aber 1959 / 60 wegen seiner politischen und strate gischen Bedeu-

tung für die Beziehungen zu Iran.
99

 Das Wirtschaftsministerium un-

terstützte zudem die deutsch-iranische Handelskammer bei der Wirt-

schaftsförderung, Beratung und Vermittlung. Zur generellen indirekten 

Exportförderung in derartige Staaten zählten anfangs die hohen Um-

satzsteuerbefreiungen sowie das Tolerieren von Korrup tionskosten im 

Ausland, die bis 2001 sogar steuerlich absetzbar  waren.
100

Berichte über Iran und den Nahen Osten erwähnten immer wie-

der die dortige Korruption, die als typisch für «den Orient» galt.
101
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ruption häufiger zu finden, da Entscheidungen intransparenter ent-

stehen, Macht so undemokratisch abgesichert wird und der Anteil an 

staatlichen oder regierungsnahen Unternehmen größer ist.
102

 Um 

wettbewerbsfähig zu sein, ließen sich auch die deutschen Firmen auf 

korrupte Praktiken in derartigen Staaten ein und schlugen die Kosten 

auf den Preis auf.

Beim Handel mit Iran zeigte sich früh, dass Bestechungen in 

 Autokratien jedoch auch negative Rückwirkungen auf die Bundes-

republik haben konnten. 1958 wurde bekannt, dass der Autohersteller 

Daimler-Benz in Teheran Bestechungsgelder an verschiedene Per-

sonen gezahlt hatte, um dort 1000 Busse abzusetzen. Daimler hatte 

immerhin 4 Millionen DM und damit ein Zehntel des Geschäftsvo-

lumens als Bestechungsgeld an iranische Persönlichkeiten reserviert, 

etwa an Irans Polizeipräsidenten, den Direktor der Verkehrs betriebe, 

die Tochter des Schahs oder die Frau des Innenministers.
103

 Da der 

Schah sich als Vorkämpfer gegen Korruption ansah, war dies für die 

bundesdeutsche Reputation nicht ungefährlich. Die Tehe raner Bot-

schaft und das Auswärtige Amt drängten mahnend die Justiz, dass 

«für die Geheimhaltung dieser Vorgänge Vorsorge getroffen wird», 

da es sonst eine «schwere Schädigung der politischen und handels-

politischen Beziehungen zum Iran» geben könne.
104

 Schon jetzt sei 

das Vertrauen in die Bundesrepublik gesunken und der Schah drohe, 

Autos in anderen Ländern zu kaufen. Das Bekanntwerden der Vor-

würfe trug zum Rücktritt des iranischen Innenministers bei.
105

Heikel für Bundeskanzler Adenauer waren die Bestechungs-

gelder, weil im Herbst 1958 sein persönlicher Referent Hans Kilb 

angeklagt und sogar verhaftet wurde, da er nach Adenauers Iran-

reise Einfluss auf die Lieferung der Mercedes-Busse genommen 

habe. Tatsächlich gingen Memoranden von Daimler-Benz ans Kanz-

leramt, um den Verkauf zu fördern, und Kilb unterstützte die Ab-

sicherung per Hermes-Bürgschaft.
106

 Die Justiz warf zudem Kilb vor, 

privat teure Mercedes erhalten zu haben, um neben dem Irange-

schäft auch Adenauers Nutzung von Mercedes-Dienstwagen zu för-

dern. Adenauer wies alle Vorwürfe zurück und sah im Kabinett nicht 

in der Korruption, sondern im «Vorgehen der Staatsanwaltschaft eine 
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107

 

Durch politisches Eingreifen und Wechseln der Gerichte kam es zu 

einem Freispruch. Dennoch zeigte der Fall, wie die de facto tole-

rierte Korruption in einer Autokratie auch mit Bestechungsversu-

chen in der Bundesrepublik einhergehen konnte. Die Verfolgung 

von Korruption ließ nach dem Freispruch nach und wurde ver-

harmlost.
108

 Die Wirtschaft ließ sich auch im folgenden Jahrzehnt auf 

hohe Bestechungssummen ein. Rund 7 Prozent für Angehörige der 

kaiserlichen Familien waren üblich, wie Krupp-Chef Berthold Beitz 

1978 intern vermerkte, weitere Zahlungen gingen an Mittelsmänner 

und Zuständige vor Ort.
109

Die Bundesrepublik entwickelte sich auch durch ihre histo-

rischen Verbindungen, ihr gutes Ansehen und die Wirtschaftsförde-

rung bereits in den 1950er Jahren zum stärksten Handelspartner 

Irans.
110

 Die beiden Staatsbesuche 1955 und 1957 sicherten dies über 

flankierende Abkommen und großzügige Ankündigungen ab. Wie 

Großunternehmen im Anschluss an frühere Kooperationen eine 

Schlüsselstellung erreichten, lässt sich anhand der Firma Siemens 

verdeutlichen, die im Iran, wie in vielen anderen Staaten auch, maß-

geblich das Telefonnetz ausbaute. Das Unternehmen war bereits 

1867 am Bau der indo-europäischen Telegrafenlinie beteiligt ge-

wesen und begann 1924 mit dem Telefonaufbau in Iran. Anfang der 

1950er nahm Siemens diese Geschäftsbeziehungen wieder auf und 

konnte etwa schon 1955 mit der Telephone Company of Iran die 

Einrichtung von 180 000 Anschlusseinheiten, Fernsprechämtern 

und Vermittlungseinrichtungen vereinbaren.
111

 Drei Jahre später 

richtete Siemens feierlich, im Beisein des Schahs, einen Kurzwellen-

sender ein und schloss Verträge über Eisenbahntechnik ab.
112

 Dabei 

traf der spätere Aufsichtsratsvorsitzende Peter von Siemens mehr-

fach mit dem Schah zusammen.
113

 Der Techniktransfer förderte die 

Modernisierung derartiger Staaten. Die Firmen und Experten sahen 

sich als neutrale Helfer und ökonomische Akteure. Zugleich bilde-

ten die Telefon- und Rundfunknetze eine Infrastruktur der Auto-

kratien. Gegenüber sozialistischen Staaten war eine derartige High-

tech-Hilfe deshalb untersagt. Gegenüber rechten Autokratien wurde 

dies erst in den späten 1960er Jahren kritischer bewertet.
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Dieser Spagat zwischen demokratischen und autokratischen Anfor-

derungen zeigte sich auch bei Medienberichten über Iran. Die bun-

desdeutschen Iran-Reportagen waren in den 1950er Jahren recht 

wohlwollend. Dennoch belasteten einzelne Artikel von Beginn an 

die deutsch-iranischen Beziehungen. Da der Schah und seine Re-

gierung im eigenen Land eine zensierte loyale Presse gewohnt wa-

ren, forderten sie bereits bei zaghafter Kritik in der Bundesrepublik 

ein Eingreifen der Bundesregierung und drohten mit schärfsten 

Konsequenzen für die politischen und wirtschaftlichen Beziehun-

gen. Dass die bundesdeutsche Presse nicht staatlich kontrollierbar sei, 

war Reza Pahlavi schwer zu vermitteln. Zugleich bemühte sich die 

Bundes regierung auf sein Drängen hin tatsächlich um eine Steue-

rung und Zensur. Dabei zeigte sich erneut, wie die Vorstellungen der 

Autokratie auf die junge Demokratie zurückwirkten.

Der Konflikt um kritische Iranberichte begann bereits 1950. 

Nach einem Artikel im Stern forderte der iranische Gesandte den 

Stopp der Serie «Liebesromanzen am Nil», die den Schah verun-

glimpfen würde.
114

 Das Bundespresseamt bat daraufhin den Verleger 

Henri Nannen «im Interesse der guten Beziehungen zwischen den 

Ländern», die Artikelreihe zu beenden und stattdessen mit iranischer 

Zuarbeit einen «Bildbericht mit erläuternden Text über den Iran von 

heute» zu erstellen.
115

 Nicht minder harsche Reaktionen lösten An-

fang der 1950er Jahre kritische Artikel im Spiegel oder der Neuen Post 
aus, wobei die iranische Gesandtschaft verlangte, «dass der Verleger 

zur Rechenschaft gezogen werden» solle.
116

 Anfangs reagierten viele 

Journalisten noch auf solche Ermahnungen der Bundesregierung. 

Auch der Stern stellte seine Reihe mit Entschuldigung ein. Erfolgreich 

intervenierte das Auswärtige Amt auch 1953 nach einer iranischen Be-

schwerde über eine Düsseldorfer Kabarettgruppe, die in einer Szene 

vom «wackelnden Thron» des Schahs gesprochen hatte.
117

 Um Druck 
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über eine «Shah» getaufte Perserkatze hätten in Frankreich vor eini-

ger Zeit zum Abbruch der Beziehungen geführt. Über die CDU-

geführte Regierung von Nordrhein-Westfalen konnte das Auswär-

tige Amt daraufhin eine Programmänderung und Entschuldigung 

des Theaters erwirken. Bundeskanzler Adenauer bemühte sich zu-

dem um ein positives Bild des Landes und regte an, beim WDR und 

Bayerischen Rundfunk Sendungen mit Material des iranischen Ge-

sandten zu erstellen.
118

Zugleich reagierte die Bundesregierung gesetzgeberisch auf der-

artige Konflikte. 1953 führte sie den zunächst unter den Alliierten 

abgeschafften Paragraphen 103 des Strafgesetzbuches wieder ein, der 

die Beleidigung ausländischer Staatsoberhäupter unter Strafe stellte. 

Der Gesetzestext glich weitgehend dem des Kaiserreiches und um-

schloss keineswegs nur eine «Majestätsbeleidigung». Vielmehr lautete 

er: «Wer ein ausländisches Staatsoberhaupt oder wer mit Beziehung 

auf ihre Stellung ein Mitglied einer ausländischen Regierung, das 

sich in amtlicher Eigenschaft im Inland aufhält, oder einen im Bun-

desgebiet beglaubigten Leiter einer ausländischen diplomatischen 

Vertretung beleidigt, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren, im Falle 

der verleumderischen Beleidigung mit Gefängnis nicht unter drei 

Monaten bestraft.»
119

 Damit waren weiterhin hohe Strafen für eine 

Kritik an Autokraten möglich, wobei das Strafverfahren auf Antrag 

des Beleidigten von der Bundesregierung eingebracht werden musste 

und nur möglich war, wenn ein gegenseitiges Abkommen dazu be-

stand. Allerdings fand der Artikel zunächst keine Anwendung. Als 

etwa der Spiegel 1954 über die Verhaftung von «über 400 Offizieren 

der persischen Wehrmacht und Polizei» berichtete, riet das Aus-

wärtige Amt davon ab, rechtlich einzuschreiten. Stillschweigen schien 

heilsamer als das öffentliche Verhandeln der Vorwürfe. Iran verlangte 

zwar immer wieder harte Konsequenzen, verzichtete aber auch auf 

Anraten der Bundesregierung vorerst ebenfalls auf juristische Schritte. 

Stattdessen ermahnte die Regierung die Journalisten mit Verweis auf 

die Staatsräson und forcierte wohlwollende Reportagen.
120

 Somit 

näherten sich beide Seiten im Umgang mit der Pressefreiheit an-

einander an: Die iranische Autokratie lernte, dass Journalisten in der 
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desregierung griff stärker lenkend in die Presse ein, als es sich für 

eine Demokratie ziemte.

Eine direkte Kooperation mit Irans Medienpolitik entstand über 

die Nachrichtenagentur dpa. Zum entscheidenden Mittelsmann 

wurde der Iraner Bahram Shahrokh, der in den 1930er Jahren nach 

Berlin gekommen war und im Zweiten Weltkrieg dort beim anti-

semitischen «Radio Zeesen» sprach. Seit 1953 agierte er im Iran als 

Leiter des Amts für Rundfunk und Information. Er übernahm kurz 

danach für die dpa die Rolle eines Stringers, der offizielle Meldun-

gen nach Deutschland lieferte. 1960 wurde er, da die dpa nur ver-

deckt Staatsgelder annehmen konnte, als PR-Berater der Deutschen 

Botschaft bezahlt, um «aktive Public-Relations-Arbeit für die Bun-

desrepublik» zu machen.
121

 Dies erschien als Musterbeispiel der Ko-

operation, weshalb auch der dpa-Chef beim Schah eingeladen wurde. 

Die dpa agierte damit indirekt in der Tradition der früheren Nach-

richtenagentur WTB, die bereits im Kaiserreich und der Weimarer 

Republik werbend für Deutschland eintrat und deutlich enger mit 

der Regierung verbunden war.

Trotz derartiger Bemühungen erzürnte sich der Schah weiter 

über einzelne deutsche Artikel. Er klagte über Texte zur Korruption 

in Iran und besonders über jene zur Kinderlosigkeit der Kaiserin So-

raya und zu Trennungsgerüchten. Im Mai 1956 monierte die iranische 

Staatsführung über zwanzig Artikel zu diesem Thema, woraufhin das 

Bundespresseamt sofort ein strafrechtliches Vorgehen nach Para-

graph 103 Strafgesetzbuch zur Beleidigung ausländischer Staats-

oberhäupter prüfte, obgleich die Rechtsabteilung des Auswärtigen 

Amts davon «dringend abgeraten» hatte.
122

 Im folgenden Jahr, nach 

weiteren Artikeln, drohten der iranische Hofminister und auch der 

Schah persönlich dem bundesdeutschen Botschafter, dass der «Ab-

bruch der Beziehungen erwogen würde», wenn die Bundesregie-

rung nicht gegen diese beleidigenden Artikel vorgehe; auch Wirt-

schaftsprojekte stünden zur Disposition.
123

 Daraufhin forderte der 

bundesdeutsche Botschafter in Iran von der Bundesregierung gesetz-

liche Maßnahmen gegen die «Schädigung des deutschen Ansehens 

sowie materieller  Interessen der Bundesrepublik im Ausland», zu-
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48 dem den Ausschluss der betreffenden Journalisten und Verleger aus 

ihren Berufsverbänden, und er erbat eine Anweisung an die Botschaft, 

diese Journalisten bei der Einreise nicht mehr zu unterstützen.
124

 

Ebenso wollte er bei den iranischen Behörden dafür eintreten, die 

Aufenthaltsgenehmigung des Korrespondenten Walter Krause nicht 

zu verlängern, weil er kritisch über Iran berichtet hatte. Der generell 

äußerst iranloyale Botschafter Gielhammer erwies sich damit als trei-

bende Kraft für eine Einschränkung der Medienfreiheit und der 

Durchsetzung der Ansprüche des Schahs.

Die Bundesregierung versuchte mit großem Aufwand, sich für 

diese Medienkritik zu entschuldigen und ein positives Bild des Irans 

zu fördern. Adenauers Iranreise im April 1957 war Teil dieser Char-

meoffensive. Adenauer nahm zwölf ausgewählte Journalisten mit, «um 

durch eine günstige Berichterstattung den schlechten Eindruck zu 

verwischen, den einige verantwortungslose Zeitungen mit ihren 

Meldungen über Vorgänge im Kaiserhaus hinterlassen haben», wie der 

Botschafter resümierte. Sie alle entstammten eher CDU-nahen 

 Medien (wie die FAZ, Rheinische Post, Bayerischer Rundfunk, WDR, 

Welt und Bild),
125

 während die Journalisten von der Süddeutschen Zei-
tung, Frankfurter Rundschau oder dem NDR ausgeschlossen blieben. 

Nachdem die iranische Seite erst mit ihnen fremdelte, wurde jeder 

einzeln dem Schah und Soraya vorgestellt, wobei Adenauer witzelte: 

«Journalisten sind Diktatoren, Majestät.»
126

 Die meisten berichteten 

tatsächlich wohlwollend. Allerdings stellte das Auswärtige Amt 

 empört fest, dass zumindest einzelne Journalisten sich nicht dafür er-

kenntlich zeigten, dass die iranische Regierung sie in teuren Hotels 

unterbrachte.
127

 Insbesondere der mitgereiste Journalist der Bild-Zei-

tung berichtete kritisch über Korruption und Armut in Iran und 

kommentierte: «Im Lande herrscht Diktatur. Die Armee hat das erste 

Wort.» Der Schah sei ein Reformer und kein Alleinherrscher, aber 

die großen Familien bestimmten. «Ein Oberst des Sicherheitsdienstes 

sagte mir: ‹Wenn unsere Leute hier einmal lesen und schreiben kön-

nen, dann dürfen wir an Demokratie denken. In Deutschland war die 

Diktatur falsch, hier ist sie richtig.›»
128

 Damit sah ausgerechnet die 

Bild-Zeitung frühzeitig Iran als Diktatur an, während sie später am 

hartnäckigsten gegen die Schah-Proteste der 68er anschrieb.
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49Die Förderung positiver Berichte flankierte die Bundesregierung 

mit verschärften Pressegesetzen zu außenpolitischen Berichten. Als 

treibende Kraft erwies sich dabei Außenminister Heinrich von Bren-

tano. Er argumentierte, Paragraph 103 Strafgesetzbuch sei zu eng ge-

fasst, weil er sich nur auf ausländische Staatsoberhäupter, Regie-

rungsangehörige im Inland und Diplomaten beziehe. Deshalb solle 

die Vorschrift auf  deren Familienangehörige und andere ausländi-

sche Persönlichkeiten ausgeweitet werden: «In diesem Gesetz müßte 

festgelegt werden, daß jeder, der eine hochgestellte ausländische Per-

sönlichkeit in ihrer Ehre so herabsetzt, daß dadurch die Pflege der 

deutschen auswärtigen Beziehungen gefährdet ist, mit Gefängnis be-

straft wird», schrieb er dem Justizminister.
129

 Damit stellte er die 

Staatsräson über die Meinungsfreiheit. Ein gemaltes Bild von Soraya 

in der Frauenzeitschrift Brigitte, das im März 1957 wegen eines tie-

fen Dekolletés erneut zu  einer diplomatischen Krise führte, forcierte 

dieses Vorgehen. Außenminister Brentano entschuldigte sich dafür 

persönlich beim iranischen Botschafter und richtete aus, man prüfe 

eine Gesetzesvorlage «zur Verhütung derartiger Vorkommnisse».
130

 

Auch die Brigitte entschuldigte sich devot beim Schah, wodurch sie 

einer Strafverfolgung entging.
131

 Als deutliches Signal an den Schah 

sprach Adenauer sogar in seiner Regierungserklärung im Oktober 

1957 davon, es sei «dringend notwendig, den Schutz der Persönlich-

keit gegen Eingriffe in die Privatsphäre und gegen Ehrverletzungen 

zu verbessern».
132

Diese Situation eskalierte im April 1958, als ein Artikel im Stern 

eine neuartig kritische Deutung Irans aufbrachte. Er prangerte über 

die Korruption hinaus den Reichtum des Schahs, seine Geliebten 

und die Armut im Land an und nannte Iran einen «Spielball der 

USA». Der iranische Hofminister ließ daraufhin den Botschafter wis-

sen, der Schah gedenke «die diplomatischen Beziehungen zur Bun-

desrepublik abzubrechen» und Wirtschaftsaufträge nicht mehr an die 

Bundesrepublik zu vergeben.
133

 Angesichts der deutlichen iranischen 

Forderung nach Bestrafung der Journalisten leitete die Bundesre-

gierung auf Drängen des Justizministers und Adenauers ein Straf-

verfahren nach Paragraph 103 gegen den Stern ein, obgleich das 

Blatt von dem CDU-Bundestagsabgeordneten Gerd Bucerius her-
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134

 Auch auf einer Pressekonferenz betonte Bren-

tano, Pressetexte dürften nicht die diplomatischen Beziehungen ge-

fährden oder «Bett geheimnisse» behandeln.
135

Als «Problem» bei der Strafverfolgung sah das Auswärtige Amt je-

doch an, dass es dem «Stern möglich ist, den Wahrheitsbeweis für ihre 

Behauptungen zu erbringen». Dies verhindere, dass die Ehre des be-

troffenen Staatsoberhauptes und die auswärtige Beziehung geschützt 

würden, weshalb Klagen bisher ausblieben.
136

 Aus diesem Grunde sah 

der Gesetzesentwurf nun vor, dass eine herabwürdigende Behaup-

tung zum Privatleben von Staatsoberhäuptern oder deren Angehöri-

gen, die die außenpolitischen Beziehungen störe, auch ohne Rück-

sicht auf deren Wahrheitsgehalt mit bis zu zwei Jahren Haft bestraft 

werden konnte.
137

 Dies bezog sich de facto nur auf «befreundete Staa-

ten», mit denen diplomatische Beziehungen bestanden, sodass herab-

würdigende Äußerungen gegen sozialistische Staatschefs weiterhin 

legitim waren.
138

 Vor allem Bundeskanzler Adenauer drängte nun im 

Kabinett auf eine sofortige Verschärfung. Verbunden war damit ein 

Gesetzesvorhaben, das auch den medialen Persönlichkeits- und 

 Ehrenschutz für Deutsche verschärfte.
139

Adenauer und Brentano waren fest davon überzeugt, dass nur 

härtere Pressegesetze die bundesdeutsche Außenpolitik und Wirt-

schaftsinteressen schützen könnten. Allerdings zeigte sich, dass weder 

das Kabinett noch das Parlament und die Öffentlichkeit diesem Kurs 

folgten. Dass die SPD das Gesetz als einen Angriff auf die Meinungs-

freiheit ansah, überraschte kaum.
140

 Aber auch eher liberale CDU-

Abgeordnete richteten sich dagegen. Selbst der konservative Justiz-

minister Hans-Joachim von Merkatz stimmte dem Gesetzentwurf 

anfangs zwar zu, bezweifelte aber eine Zustimmung des Parlaments 

und sah eine Einteilung nach «befreundeten Staaten» als schwierig 

an. Stattdessen plädierte er dafür, nur Berichterstattung über private 

Angelegenheiten in ehrverletzender Weise härter zu bestrafen.
141

 

Seine konservative Deutsche Partei, seit 1949 Teil der Regierung, 

lehnte die weitgehende Verschärfung ebenfalls ab.

Die öffentliche Reaktion fiel insgesamt vernichtend aus, da das 

Gesetz eine Kritik an Autokraten verhindere und eine Pressezensur 

fördere. «Bonn zieht einen Zaun um fremde Staatschefs», titelte etwa 
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51die Süddeutsche Zeitung: «Allmählich scheint es gefährlich zu werden, 

in der Bundesrepublik Zeitungen und Zeitschriften zu schreiben 

und herauszugeben.»
142

 Welche Folgen dies für den Umgang mit 

Diktaturen habe, stellt der Spiegel heraus: «Danach müßte im Gefäng-

nis einsitzen, wer über die Millionenbeträge berichten wollte, die der 

Sohn des dominikanischen Diktators Trujillo zu Lasten der amerika-

nischen Auslandshilfe für seine Geschenke an Filmschauspielerinnen 

und Mannequins aufwendet. Bestraft würde, wer über Präsident 

 Sukarnos Doppelehe berichtet hätte, die Indonesien erschüttert hat. 

Peróns Vorliebe für minderjährige Mädchen hätte zu Amtszeiten des 

argentinischen Diktators nicht angeprangert werden dürfen, obwohl 

die argentinische Opposition ihn gerade in dieser Schlinge mit Er-

folg zu fangen trachtete.»
143

 Derartige Beispiele waren geradezu eine 

Aufforderung, das moralische Fehlverhalten von Autokraten zu the-

matisieren. Der Presserat lehnte den Entwurf «mit aller Entschieden-

heit einstimmig ab: weil die Beweiserhebung über die Wahrheit der 

Beleidigung unzulässig sein soll und die Störung auswärtiger Bezie-

hung ein verschwommener Tatbestand.»
144

 Angesichts dieses Gegen-

windes stimmten auch CDU-Landespolitiker im Bundesrat am 18. Juli 

1958 dagegen. Zusammen mit dem von Adenauer geplanten, aber 

gescheiterten regierungsnahen neuen Fernsehprogramm unterstrich 

es die Grenzen von Adenauers restriktiver Medienpolitik. Die viel-

fältigen Eingriffe in die Meinungsfreiheit, die in den 1950er Jahren 

noch möglich waren, stießen nun auf wirkungsmächtigen Protest.
145

Der Paragraph 103 fand auch ohne die gescheiterte Verschärfung 

in den 1960er Jahren verschiedentlich Anwendung. Bis 1965 wurden 

mindestens elf Ermittlungsverfahren eingeleitet, davon fünf wegen 

Beleidigung des Schahs und zwei wegen Beleidigung Francos.
146

 Die 

Probe aufs Exempel fand im Dezember 1964 statt. Der Kölner Stadt-
Anzeiger hatte auf seiner Witzseite eine Fotomontage gedruckt, auf 

der Mohammad Reza Pahlavi mit einem Geldbündel in der Hand 

dem früheren saudi-arabischen König Saud über seine Frau sagte: 

«Also gut, gib mir die 30 000, und du kannst Farah Diba haben.»
147

 

Da der iranische Botschafter an dem Tag mit einer diplomatischen 

Jagdgesellschaft von Bundespräsident Heinrich Lübke unterwegs 

war, konnte er Lübke gleich den Wunsch nach einer «unbedingten 
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148

 Der Bundespräsident er-

bat sofort die Einleitung eines strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens 

nach Paragraph 103 Strafgesetzbuch wegen Beleidigung eines auslän-

dischen Staatsoberhaupts, wenngleich er öffentlich betonte, damit 

nichts zu tun zu haben.
149

 Selbst in seiner Neujahrsrede erwähnte er 

hierzu, der Staat müsse bei solchen Beleidigungen eingreifen, um 

«unseren deutschen Namen sauber zu halten».
150

Das Tempo des Strafverfahrens war atemberaubend. Das Bundes-

kabinett beschloss sogleich die Einleitung eines Verfahrens,
151

 und der 

verantwortliche freie Mitarbeiter, der zuständige Redakteur und 

Chefredakteur wurden sofort befragt, deren Wohnungen durchsucht 

und auch harmlose Cartoons über Adenauer beschlagnahmt. Der 

Oberstaatsanwalt erklärte: «Die Bildunterschrift ist so eindeutig 

kränkend, dass sie keinesfalls als Witz aufgefasst werden kann.» Ein-

geschaltet wurde sogar der Verfassungsschutz, der vergeblich mögli-

che Kontakte zu Gruppen in Iran prüfte.
152

 Der Versuch des Verle-

gers Alfred Neven-Dumont, über eine Entschuldigung das Verfahren 

abzuwenden, scheiterte.
153

 Vielmehr führte der Cartoon zu einer saf-

tigen Strafe. Wie das Kölner Gericht ausführte, sei dies «auch unter 

Berücksichtigung der besonderen Sitten und Gebräuche des Irans 

eine Missachtung des Staatsoberhauptes», denn beim Schah seien 

«was die Lebensform, Bildung und moralische Einstellung angeht, 

weitgehend europäische Maßstäbe anzulegen», wenngleich das ira-

nische Eherecht eine Ehe mit vier Frauen gleichzeitig zulasse. Mit-

arbeiter und Redakteur wurden zu Geldstrafen von 1500 bzw. 

4500 DM verurteilt, was rund zwei Monatsgehältern entsprach.
154

 In 

späteren Revisionsprozessen wurde die Strafe lediglich herabgesetzt.

Die Beziehungen zu Iran zeigen somit, wie sehr sich die frühe Bun-

desrepublik auf eine Autokratie einließ, um ihr Ansehen und  ihren 

Handel zu fördern. Dabei geben die überlieferten Quellen keine 

Hinweise, dass die Regierungsmitglieder gegen ihre Überzeugungen 

handelten. Vielmehr brachten sie großes Verständnis für Irans Politik 

und Anspruch auf, gegen iranische Oppositionelle und kritische 

Medienberichte in der Bundesrepublik vorzu gehen. Selbst am Ende 

der Ära Adenauer unterstützten Bundesregierung und Justiz dies aktiv. 
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53Die außenpolitischen Ziele stellten sie weiter über die heimische 

Meinungsfreiheit. Die enge Bande zur iranischen Autokratie war in 

der Ära Adenauer sicherlich exzeptionell. Dennoch stand sie für den 

generellen Kurs, politische und ökonomische Beziehungen zu anti-

kommunistischen Autokratien auszubauen und Kritik daran zu 

 unterbinden. Diese Kooperation förderte nicht die Demokratie in 

Autokratien wie Iran, sondern trug vielmehr umgekehrt dazu bei, 

demokratische Grundrechte in der Bundesrepublik einzuschränken.

_________________________________________
Mehr Informationen zu diesem und vielen weiteren
Büchern aus dem Verlag C.H.Beck finden Sie unter:
www.chbeck.de

https://www.chbeck.de/36194839
https://www.chbeck.de/

